
                                                                                                                                         

Ideologie und Politisierung
Untersuchung zum Verhältnis von Theorie und Praxis im Sinne sozialistischer 
Transformation
von Sambojang Ceesay

Unter sozialistischer Transformation verstehe ich einen pluralen 
Konstituierungsprozess einer post-kapitalistischen Gesellschaft, der mit der 
Dominanz der Kapitallogik bricht und dabei individuelle und kollektive Freiheit als 
füreinander konstitutive und für eine vernünftigere und gerechtere Gesellschaft 
unverzichtbare Bedingungen zu verwirklichen beabsichtigt.
Dabei müssen einige Elemente der bestehenden Ordnung ausgebaut, andere 
umstrukturiert und wieder andere dekonstruiert werden. Weil wir es hierbei mit einem
komplexen Prozess zu tun haben, steht Eindimensionalität im Denken und Handeln 
der Transformation dieser entgegen.
Ich möchte daher in der vorliegenden Arbeit versuchen, einige Erfordernisse und 
Herausforderungen zu erhellen, mit denen wir als Linke konfrontiert werden, wo 
immer wir für wirkliche Emanzipation streiten.
Ich stütze mich dabei vor allem auf das Denken des Philosophen Louis Althusser, der 
entscheidend zu einer Erneuerung des Marxismus beigetragen hat. Seine Texte 
dienten mir bei der Arbeit als stete Quelle der Inspiration.

Im ersten Teil werde ich, Althusser folgend, versuchen zu erklären, wie die 
marxistische Theorie die Gesellschaft als Ganzes zu denken vermag bzw. wie 
ideologische Interpretationen derselben am Denken des Ganzen scheitern können. 
Am Beispiel der 68er-Bewegung in Frankreich möchte ich sodann eine konkretere 
Untersuchung der Auswirkungen ideologischer Beeinflussungen bei linken Akteuren 
durchführen (Teil 2). Auf diese Weise hoffe ich einige grundlegende Prinzipien der 
sozialistischen Transformation in Ansätzen gewinnen zu können (Teil 3), die dabei 
helfen sollen, die Transformationspraxis als Prozess zu verstehen, der die notwendige
individuelle und kollektive Selbstveränderung des Menschen an die Änderung der 
objektiven Ordnung bindet, d.h. zwischen dem „subjektiven“ und dem „objektiven“ 
Pol des Politischen ein Verhältnis der Wechselwirkung konstituiert, wofür sie in den 
ideologischen Kampf eintreten muss (Teil 4).
Durchweg besteht die Intention dieser Arbeit also in einer Auslotung der multiplen 
Spannungsverhältnisse, innerhalb derer sozialistische Transformation lokalisiert wird,
wobei es ganz darauf ankommt, mit diesen Spannungsfeldern sinnvoll umzugehen, 
d.h. sie „auszuhalten“ und in positive Ansätze umzuwandeln, anstatt immer wieder 
auf überkommene Handlungs- und Denkmuster zurückzufallen.

Erster Teil: Das problematische Verhältnis von Theorie und 
Praxis im Marxismus

Die Gesellschaft als komplex-strukturiertes Ganzes



Althusser entwickelt seine Theorie in intensiver Auseinandersetzung mit den Werken 
von Marx, insbesondere dem „Kapital“. Zum einen versucht er herauszustellen, dass 
schon bei Marx vieles in die Richtung eines offeneren Verständnisses des Marxismus 
weist, zum anderen thematisiert er Leerstellen der Theorie und versucht diese zu 
füllen. Wir werden hier die Frage, in wie weit Althussers Ansichten tatsächlich denen 
von Marx entsprechen, aussparen, indem wir schlichtweg von „Althussers Denken“ 
sprechen.
In „Das Kapital lesen“ wird der Versuch unternommen eine strenge Lektüre des 
„Kapital“ durchzuführen und so die spezifische Differenz der marxistischen Theorie 
gegenüber anderen Theorien zu bestimmen. Auf dieser Ebene entscheidet sich jedoch 
bereits die Frage nach dem grundlegenden Verständnis, das wir von der Gesellschaft 
haben. Daher lohnt es sich zu untersuchen, wie die marxistische Theorie das Ganze 
der Gesellschaft denkt.
Althusser warnt vor ideologischen Interpretationen des Marxismus. Im Folgenden 
orientieren wir uns daher an der Frage, auf welche Weisen Ideologien den Marxismus
infiltrieren und verändern können. Dabei wird noch näher zu bestimmen sein, 
welchen spezifischen Sinn Althusser dem Begriff Ideologie in unterschiedlichen 
Zusammenhängen gibt. Wir wollen dabei die These explizieren, dass bereits eine 
„falsche“, d.h. reduktionistische Auffassung der gesellschaftlichen Totalität zu 
schwerwiegenden Konsequenzen theoretischer und praktischer Art führen kann. 
Schlimmstenfalls resultiert aus ihnen eine falsche Einschätzung der gesellschaftlichen
Lage, die zudem umso schwerer in ihrer Falschheit zu erkennen ist, da sie sich auf 
ideologische Evidenzen stützt.

Laut Althusser ist die Totalität nach marxistischer Auffassung streng von der 
hegelianischen Version zu unterscheiden. Diese sieht in der gesamten Weltgeschichte 
den Prozess der Entfaltung der Idee und die einzelnen Elemente (Völker, Individuen, 
Wissenschaften etc.) innerhalb der Gesellschaft erscheinen so als die vielen Facetten 
der Entfaltung dieser geistigen Entität. Das Schicksal ganzer Völker wird hier zur 
Reflexion dieses Prozesses und eine Bestimmung der jeweiligen Lage subsumiert die 
Vielfältigkeit der gesellschaftlichen Ebenen auf dieses geistige Prinzip (Vgl. Hegel: 
Vorlesung über die Philosophie der Geschichte, Einleitung). In der jeweiligen 
Gegenwart wird so eine Art Querschnitt durch die Gesellschaft möglich, der ihr 
Wesen enthüllt. Dieser Wesensschnitt wird jedoch nur dadurch durchführbar, dass alle
Ebenen füreinander gleichzeitig existieren in dem spezifischen Sinne, dass sie alle die
selbe Geschichte der Entfaltung der einen Idee teilen. Folglich ist es auch nicht 
möglich, dass eine Ebene der anderen voraus wäre: die Theorie kann, ebenso wie jede
andere Praxis, immer nur den gegenwärtigen Stand der Entwicklung der Idee 
ausdrücken und daraus folgt, dass die Gegenwart „[…] den absoluten Horizont jedes 
Wissens [bildet], weil jedes Wissen immer nur die Existenz des inneren Prinzips des 
Ganzen im Wissen sein kann.“(Zitat: OdK, S. 34)i  
Wir haben es also stets mit einer homogenen und gleichzeitigen Ganzheit zu tun.
Nun grenzt Althusser diese Auffassung von der marxistischen ab, indem er betont, 
dass die Struktur des Ganzen hier eine wesentlich andere ist. Es gibt keine 
Identifizierung der verschiedenen Elemente durch ein einziges Prinzip wie den 



Weltgeist. Stattdessen werden die gesellschaftlichen Ebenen streng voneinander 
unterschieden. Sie besitzen eine jeweils spezifische Struktur, der spezifische 
Praktiken entsprechen, sowie eine eigene Zeitlichkeit. Die theoretische Praxis ist also 
wesentlich unterschieden von der ökonomischen, politischen usw. Praxis. Ganz 
zentral ist hier die Differenz des Erkenntnisobjektes vom Realobjekt: d.h. die 
Erkenntnis der Politik ist nicht selbst politisch, die Erkenntnis der Ökonomie nicht 
ökonomisch und die „Erkenntnis des Zuckers“ ist nicht „gezuckert“. (vgl. OdK, S.50)
Wir müssen uns also davor hüten unsere Erkenntnis eines Objektes für dieses Objekt 
selbst zu halten.
Diese Differenzen gilt es festzuhalten, um nicht der Versuchung einer Reduktion zu 
verfallen. Bei der Bestimmung der spezifischen Zeitlichkeit, und damit der 
Geschichte einer Ebene, muss nach jenen Ereignissen gesucht werden, die die 
Struktur dieser Ebene selbst verändern und so zu einem Ereignis von historischer 
Tragweite werden. (Vgl. OdK, S.44) Oft handelt es sich hier um wenig beachtete 
Tatsachen wie die weitgehend unbemerkte Veränderung einer philosophischen 
Problemstellung, die aber eine Veränderung der Struktur der Philosophie nach sich 
zieht. Da die Ebenen ihre eigene Geschichte haben und es keine gemeinsame 
Referenzzeit (wie die Entwicklung der Idee) gibt, sind die Ebenen nicht notwendig 
auf „dem selben Stand“ und das bedeutet, dass der hegelianische Wesensschnitt 
unmöglich wird, da sich die Erkennbarkeit des Ganzen hier auf die Identifizierung 
der Ebenen mittels eines allumfassenden Prinzips stützt, das diesen Ebenen eine 
gemeinsame Geschichte verleiht. Weder ein allumfassender Weltgeist noch die 
empirische Wirklichkeit leisten dies für die marxistische Totalität und an die Stelle 
des Wesensschnitts tritt die „Gegenwart der jeweiligen Lage“, die nunmehr als 
komplexes Artikulationsverhältnis der verschiedenen Ebenen gedacht werden muss. 
Die Ökonomie, die Wissenschaften, die Politik usw. entwickeln sich also gemäß ihrer
spezifischen Struktur und Geschichte; wie und wo die Ebenen aufeinander wirken, 
erhellt nur aus ihrer jeweiligen Struktur – so ist es z.B. die Struktur der maschinellen 
Produktionsweise, die die Anwendung naturwissenschaftlicher Erkenntnisse in der 
Ökonomie ermöglicht ( Vgl. Balibar, S.55f.)ii Aus diesen komplexen 
Wechselwirkungen ergibt sich das heterogene Ganze der Gesellschaft, für dessen 
Erkenntnis es einer genauen Untersuchung der verschiedenen Ebenen und ihrer 
Interaktionen, anstelle ihrer Identifizierung durch ein allem zu Grunde liegenden 
Prinzip, bedarf. Zur Struktur des Ganzen gehört des Weiteren eine gewisse 
Hierarchie der Wirkungskräfte und Althusser geht davon aus, dass die nicht-
ökonomischen Ebenen „in letzter Instanz“ von der Ökonomie determiniert werden 
(Vgl. OdK, S.39f.). Gleichzeitig betont er jedoch, dass es hierbei nicht um das Primat
eines gesellschaftlichen Zentrums geht, denn einerseits handelt es sich um die 
tatsächlichen Wirkungskräfte der Instanzen, die auch historisch wandelbar sind; 
andererseits gibt es keine „reinen Determinierungen“, denn auf jede wirksame Instanz
wirken andere Instanzen auf spezifische Weise zurück. Letztlich sind die 
Kausalitätsverhältnisse zwischen den Ebenen komplex, denn jede einzelne derselben 
wird von einer Vielzahl von Faktoren bestimmt.
Die relative Autonomie der gesellschaftlichen Ebenen bedingt also, dass wir es mit 
einem komplex-strukturierten Ganzen zu tun haben.



Wir können diese Ausführungen auch im Sinne des Konzeptes der ökologischen 
Dominanz von Niklas Luhmann verstehen. Bob Jessop untersucht in einem Aufsatz, 
wie sich das Verhältnis von Basis und Überbau auf neue Weise begreifen lässt, womit
seine Fragestellung der hiesigen nach dem Verhältnis zwischen den gesellschaftlichen
Ebenen entspricht. Jessop vertritt die Ansicht, dass Luhmanns Systemtheorie dazu 
beitragen kann, die Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Ebenen besser zu
verstehen. (Vgl. Jessop)iii Dieser geht von einer weitgehenden Differenzierung der 
Gesellschaft in autonome Teilsysteme aus, die, wie es auf den ersten Blick scheint, 
unabhängig voneinander agieren1. Jedoch bleiben sie wesentlich aufeinander 
bezogen, da jedes System sich in Differenz zu seiner Umwelt konstituiert, auf dessen 
Leistungen es angewiesen ist, und in dieser Umwelt finden wir die anderen Systeme. 
Die möglichen Wechselwirkungen zwischen diesen ergeben sich aus der jeweiligen 
Struktur des Systems, das bestimmte „Kanäle“ zu seiner Umwelt, d.h. den anderen 
Systemen, unterhält, durch die es Einwirkungen von außen zulässt. So muss z.B. die 
Politik selektieren können, welche an sie herangetragenen Ansprüche sie bearbeiten 
will und welche sie ausblendet. In dem Maße, wie die Politik zum Operieren auf 
finanzielle Mittel angewiesen ist, bestimmt also beispielsweise die Ökonomie ihre 
Handlungsspielräume. Luhmanns Systemtheorie liefert eine Vielzahl an wertvollen 
Begriffen, mit denen sich Systeme in ihrer Interaktion beschreiben lassen. Für uns ist 
dabei vor allem das Konzept der ökologischen Dominanz von Bedeutung: Das 
Konzept beschreibt, wie ein System gegenüber anderen eine dominante Stellung 
einnimmt, was dazu führen kann, dass es diesen seine eigene Entwicklungslogik 
aufprägt. Relevante Faktoren zur Bestimmung der ökologischen Dominanz beruhen 
1. auf internen Eigenschaften des Systems wie etwa dem Ausmaß seiner strukturellen 
Komplexität, die ihm eine spontane Bearbeitung externer Störungen ermöglicht, oder 
der Reichweite seiner Operationen in Zeit und Raum, 2. auf „transversalen“ 
Eigenschaften, wie z.B. der Fähigkeit eigene Konflikte zu externalisieren und 3. auf 
externen Faktoren wie dem Ausmaß, in welchem die Leistungen eines Systems 
notwendig für das Funktionieren der anderen Systeme ist (Vgl. Jessop, S.8f.). Die 
„Determination in letzter Instanz“ durch die Ökonomie lässt sich so, Jessop zufolge, 
als spezieller Fall einer empirisch überprüfbaren Kausalbeziehung denken. Der 
Kapitalismus ist demnach eine Gesellschaftsformation, in der eine kapitalistisch 
organisierte Ökonomie eine dominante Stellung innerhalb des Ganzen der 
Gesellschaft innehat. Wichtig für uns ist hierbei, dass dieses Konzept die 
Verschiedenheit der Systeme/Ebenen festhält und von dort aus deren komplexe 
Verbindungen untersucht. Auch hier erscheint die Gesellschaft als heterogenes, 
komplex-strukturiertes Ganzes.

Begriff der Ideologie nach „Das Kapital lesen“

Diese Ausführungen zum Begriff des Ganzen sind für uns von zentraler Bedeutung, 
denn Althusser weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Missachtung der 
1  Vgl. dazu den Begriff der operativen Geschlossenheit bei Luhmann



spezifischen Struktur des Ganzen als Einfallstor für Ideologien dient (Vgl. OdK, 
S.27). Unter Ideologie verstehen wir bislang jede Auslegung des Marxismus, die das 
Ganze nicht mehr in dieser Komplexität, sondern reduktionistisch denkt. Das 
hegelianische Denken ist dafür ein klares Beispiel, auch der immer noch weit 
verbreitete Ökonomismus, der alle nicht-ökonomischen Ebenen zu bloßen 
Erscheinungsformen der ökonomischen Basis erklärt, ist in seinem Reduktionismus 
offensichtlich. Ideologien zeichnen sich zudem dadurch aus, das sie von Interessen, 
nicht von den Notwendigkeiten wissenschaftlicher Erkenntnis bestimmt werden (Vgl.
OdK, 101). Althusser spricht davon, dass Ideologien in einem organischen Verhältnis
zur ökonomischen Basis (Vgl. Brief zur Gramsci-Interpret.)iv stehen. Sie sind 
Ausdruck der von dort herrührenden Bedürfnisse und ermöglichen es diesen 
Bedürfnissen entsprechend zu handeln. Wenn z.B. eine auf Sklavenarbeit beruhende 
Gesellschaft sich entmenschlichender Methoden zur Produktion des Reichtums 
bedient, dann wird sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch 
ideologische Theorien produzieren, die diese Entmenschlichung legitimieren. Mit den
wechselnden Bedürfnissen der Basis sind dementsprechend auch die Ideologien 
wandelbar und „spiegeln“ so in einem gewissen Sinne die jeweiligen Bedürfnisse der 
Zeit. Es geht ihnen nicht um die wissenschaftliche Erkenntnis ihres Objektes, 
stattdessen nutzen sie Reduktionen, um Theorien zu schaffen, die bereits vorher 
festgelegte Antworten produzieren. Folglich ist es für ideologische Theorien typisch, 
dass sie im Erkenntnisprozess genau das auffinden, wonach sie gesucht haben, weil 
es vorher dort hineingelegt wurde.

Gefahren der Ideologie

Auch Kritik an ideologischen Konstrukten erfolgt beizeiten in ideologischer Form. 
Wir haben es hier oft mit einer typischen Form der Kritik zu tun, die die Struktur der 
Problematik umkehrt, nur um sie auf andere Weise zu erhalten. Während z.B. der 
Hegelianismus überall nur Geist sieht, sieht der Vulgärmaterialismus überall nur 
physische Materie. Plötzlich jedoch hat dieses materielle Ganze ähnliche 
Eigenschaften wie sein geistiges Pendant: es besitzt eine Homogenität, die seine 
Erkennbarkeit sichert und ein einheitliches Entwicklungsgesetz, das Prognosen über 
die Zukunft den Status der Notwendigkeit der Geschichte verleiht. Plötzlich ist der 
Marxismus nur noch ein umgekehrter Hegelianismus; die Ideen sind nur noch Spiegel
der materiellen Verhältnisse. Damit wird er der Komplexität des Ganzen ebenfalls 
nicht gerecht.
Wir finden in den Ideologien diese Nivellierung der Differenzen der 
gesellschaftlichen Ebenen immer wieder in vielfältigen Variationen vor. Stets wird 
eine Ebene überbetont und als absolut gesetzt. Althusser hält es für unbedingt 
notwendig solche Verkürzungen abzuwehren; daher finden wir bei ihm auch diese 
klare Abgrenzung des Marxismus von den Ideen Hegels
(Vgl. WuÜ, S.111ff.)v.
Beizeiten gehen ideologische Beeinflussungen jedoch äußerst subtil vonstatten. 
Althusser untersucht anhand der Texte Gramscis, wie diese unmerklichen 



Verschiebungen geschehen können. Zunächst betont er die wichtige Rolle der 
humanistischen und historizistischen Interpretation des Marxismus für die Kritik am 
Ökonomismus:  „Sie ist aus einer [geradezu] vitalen Reaktion gegen den 
Mechani[zi]smus und den Ökonomismus der II. Internationale entsprungen […].“ 
(Zitat.OdK S.70)
Die Texte Gramscis werden als Beispiel für diesen historizistischen und 
humanistischen Marxismus angeführt und die kritische Funktion seiner Ideen sieht 
Althusser vor allem in der Abwehr metaphysischer Interpretationen, d.h. der 
Betonung der radikalen Diesseitigkeit des Marxismus, sowie im Verweis auf die 
notwendige Praxisbezogenheit der marxistischen Theorie (Vgl. OdK, S.81). So 
verweisen die Begriffe Gramscis in oft polemischer Weise auf die praktische Rolle, 
die der Marxismus als Weltanschauung in der Geschichte spielt, und üben so eine 
Kritik am „Aristokratismus der Denker“ (Vgl. OdK S.83). „In dieser Perspektive 
kann man eine gewisse Anzahl von Formulierungen Gramscis verstehen, wenn er 
beispielsweise sagt, dass die Philosophie konkret und real sein muss, dass sie 
Geschichte sein muss, dass der wirkliche Philosoph nichts anderes ist als der 
Politiker, oder dass die Philosophie, die Politik und die Geschichte endgültig ein und 
dasselbe sind.“ (Zitat: OdK, S.82)
Jedoch kritisiert Althusser die Reduzierung des Marxismus auf eine bloße Ideologie, 
„[…] ohne dasjenige hervorzuheben, was den Marxismus von ideologischen 
‚Weltanschauungen’ unterscheidet.“(Zitat, OdK, S.85) Daher setzt seine 
Untersuchung an dem Begriff des „absoluten Historizismus“ an, der sich bei Gramsci
finden lässt. Es werden also die theoretischen Implikationen dieses scheinbar 
harmlosen, weil polemischen Begriffes, untersucht. Althussers Ziel ist hierbei „eine 
latente Logik“ dieser theoretischen Konstruktion offenzulegen, die Wirkungen 
hervorbringt, die sich nicht auf „bloße Stilfragen“ reduzieren lassen (Vgl. S.86?).  
Folgen wir also seinen Ausführungen zu Gramsci:
Der Begriff des „absoluten Historizismus“ impliziert erst einmal eine Historisierung 
des Wissens, d.h. dass es kein absolutes Wissen gibt und damit auch kein Ziel der 
Geschichte im Sinne Hegels (Vgl. OdK, S.87). Von diesem Prinzip aus lässt sich das 
Ganze also nicht mehr entschlüsseln. Die reale Geschichte rückt stattdessen ins 
Zentrum der Betrachtung; Philosophie und Wissenschaft treten als historische 
Entitäten innerhalb einer Gesellschaftsformation auf, in der sie als 
„Weltanschauungen“ im Kampf um die Hegemonie in der Gesellschaft fungieren. 
Nun droht jedoch dieser als absolut gesetzte historische Charakter der Theorie ihre 
anderen Bestimmungen zu verdrängen. Die Nivellierung der Differenzen soll sich bei
Gramsci insbesondere am Status der wissenschaftlichen und philosophischen 
Erkenntnis zeigen: Die marxistische Philosophie wird hier , vermittelt über den 
Begriff des „historischen Blocks“, zu einem direkten Ausdruck der gegenwärtigen 
Geschichte, auch die Wissenschaft wird zum bloßen Ausdruck eines ideologischen 
Bedürfnisses: „Ebenso geht seine Tendenz [...] ganz definitiv dahin, jenes Verhältnis 
der marxistischen wissenschaftlichen Theorie zur realen Geschichte nach dem Modell
des Verhältnisses eines direkten Ausdrucks zu denken, welches ziemlich gut das 
Verhältnis einer organischen Ideologie zu ihrer Zeit erklärt.“(Zitat: OdK, S.86) Damit
droht die theoretische Praxis jedoch ihr Spezifikum als wissenschaftliche Erkenntnis, 



die sich von ideologischen Erkenntnissen klar unterscheidet, zu verlieren; 
wissenschaftliche Theorien werden nur als historisch auftretende Vorstellungen 
behandelt, wodurch sie sich mit den Ideologien unter dem Begriff Weltanschauung 
subsumieren lassen. Als „Überbauphänomene“ sind sie gänzlich mit der Geschichte 
der Entwicklung der Gesellschaftsformationen verbunden, die sie auf die gleiche 
Weise wie die Ideologien hervorbringt. Sie teilen daher deren Geschichte und 
verlieren so ihre Eigenständigkeit (Vgl. OdK, S.88) Wissenschaft und Philosophie 
werden Geschichte, Geschichte wird Wissenschaft und Philosophie. Für Althusser 
jedoch besitzt die Wissenschaft eine eigene Struktur und eine eigene Zeitlichkeit, 
sodass ihre Geschichte nicht einfach mit der Geschichte der Gesellschaftsformationen
zusammenfällt. „Die eigene Geschichte der Wissenschaft auf die der organischen 
Ideologie und auf die ökonomische politische Geschichte zu reduzieren und mit ihnen
zu identifizieren, das bedeutet letztlich die Wissenschaft auf die Geschichte als auf ihr
‚Wesen’ zu reduzieren.“ (Zitat: OdK, S.89)
Dieser „Sturz“ der Wissenschaft in die Geschichte markiert für Althusser den 
„theoretischen“ Sturz, der die Theorie der Geschichte in die wirkliche Geschichte 
„hineinstürzt“. Die Reduzierung der Ebenen auf ihr historisches „Wesen“ führt so zu 
einer empiristischen Ideologie: Die Theorie spiegelt die wirkliche Geschichte einfach 
wider und folglich werden Realobjekt und Erkenntnisobjekt nicht mehr unterschieden
(Vgl. odK, S.90). Die Philosophen nehmen dann z.B. nur noch die schon vorhandene 
„Philosophie des gesunden Menschenverstandes“ auf, ohne sie zu verändern. Daraus 
kann eine gewisse Anbetung der Spontaneität folgen, in dem Sinne, dass man zur 
Ansicht kommen könnte, die Menschen kämen quasi automatisch auf die richtigen 
Gedanken,  sodass das „richtige“ Denken längst auf der Straße liegt, wo es nur 
aufgesammelt werden müsste.

Wesentlich ist hier jedes Mal ein bestimmter Reduktionismus; die Ebenen bzw. 
Praxisarten müssen vereinheitlicht werden, denn „[…] Diese Interpretation kann sich 
selber nur unter der Bedingung denken, dass eine ganze Reihe von Reduktionen 
vorgenommen wird, welche sich im Rahmen der Ordnung der Produktion der 
Begriffe aus dem empiristischen Charakter des ihr zu Grunde liegenden Projektes 
ergeben. So können beispielsweise unter der Bedingung jede Praxis auf die 
experimentelle Praxis zu reduzieren oder auf die ‚Praxis’ im Allgemeinen und dann 
diese wiederum mit der politischen Praxis gleichzusetzen, alle Praktiken als etwas 
gedacht werden, was sich aus der ‚wirklichen’ historischen Praxis ergibt, so dass die 
Philosophie und sogar die Wissenschaft – und daher auch der Marxismus – als ein 
[bloßer] ‚Ausdruck’ der wirklichen Geschichte gedacht werden können.“ (Zitat: OdK,
S.94) Durch diesen allumfassenden „Bodenbegriff“ kommt es letztlich wieder „[…] 
zu einer Transformation der marxistischen Totalität in eine Variante der Hegelschen 
Totalität.“ (Zitat: OdK, S.94)

Gramsci entwickelte seine Ideen in kritischer Opposition zum damals herrschenden 
Ökonomismus der II. Internationalen; deren Schicksalsgläubigkeit an die 
„Notwendigkeit der Geschichte“ setzte er seine wohldurchdachten Appell an die 
gewollte Praxis entgegen. Seine Theorie betont also das Erfordernis der politischen 



Praxis und fällt doch, in letzter theoretischer Konsequenz, auf die Prinzipien des 
Ökonomismus zurück, den er doch zu bekämpfen glaubte? „[...] [Die Theorie fällt 
(Einfg. des Autors)] in die ökonomisch-politische Praxis der wirklichen Geschichte, 
aufgrund der Einebnung der Wissenschaften, der Philosophie und der Ideologien auf 
[die Ebene] der Einheit von Produktionsverhältnissen und Produktivkräften, d.h. 
faktisch auf die Basis [infrastructure] […] Unter dem Gesichtspunkt seiner 
theoretischen Problematik – und nicht seiner Absichten und seiner politischen 
Betonung – führt dieser humanistische und historizistische Materialismus [wiederum]
zu den theoretischen Grundprinzipien der ökonomistischen und mechani[zi]stischen 
Interpretation der II. Internationale zurück.“ [Zitat: OdK, S.96) Letztlich haben wir es
also wieder mit einer Art Fatalismus der Geschichte zu tun.
Idealistische und empiristische Ideologie weisen beide eine ähnliche Struktur auf: 
Jedes Mal führt ein Reduktionismus dazu, dass eine Ebene als absolut gesetzt wird 
und die Eigenschaften der anderen Ebenen erhält. Der Idealismus löst die 
Wissenschaft aus der realen Geschichte heraus und setzt das Wissen als zeitlos und 
ungeschichtlich. Die reale Geschichte erscheint nur noch als Abbild dieses geistigen 
Prozesses. Und was wäre geeigneter die Gemüter zu beruhigen als eine Theorie, die 
das Reich der Freiheit vorwegnimmt und das Erreichen dieses Ziels zur 
Notwendigkeit der Geschichte erklärt? Es ist die Idee selbst, und mit ihr Freiheit und 
Wissen, die sich mit Notwendigkeit in der Geschichte durchsetzen. Plötzlich erhält 
die Theorie also die Eigenschaften aller anderen Praktiken; sie ist Politik, Theorie, 
Ökonomie usw. zugleich.
Dasselbe im Falle des Ökonomismus: Die marxistische Theorie soll hier bereits 
Garant für den Erfolg sein, denn durch sie wurde der Kommunismus als zwingende 
Konsequenz des Kapitalismus erkannt. Im „Kapital“ von Marx sieht er daher die 
Geschichte des Kapitalismus geschrieben, inklusive seiner Entstehung und seinem 
Ende. Als Idealismus bezeichne ich den Ökonomismus hier, weil er glaubt, durch die 
Erkenntnis der Ökonomie bereits das Ganze zu erkennen.
Wir haben es also in beiden Fällen mit einem falschen Primat der Theorie zu tun. 
Gleichzeitig weist der Idealismus auf die relative Autonomie der Wissenschaften hin, 
eben indem sie diese Ebene überbetont und die anderen auf dieselbe reduziert. „Auf 
diese Weise hypostasiert er ein Phänomen, das es wirklich gibt, für das es allerdings 
ganz andere Kategorien braucht, damit es gedacht werden kann, aber das eben 
gedacht werden muss, indem man die relativ autonome und eigentümliche Geschichte
der wissenschaftlichen Erkenntnis von anderen Modalitäten der historischen Existenz
unterscheidet.“ (Zitat: OdK, S.89)
Umgekehrt macht die empiristische Ideologie dasselbe, nur dass sie einem falschen 
Primat der Praxis unterliegt. Im Falle Gramscis sahen wir, wie die überbetonte 
„historische“ Praxis alle anderen Praktiken unter sich zusammenschloss. Letztlich 
erbte sie damit die Probleme der idealistischen Ideologie, denn es ist erneut eine 
Ebene, die zum Prinzip aller gesellschaftlichen Phänomene wird. Nun werden der 
politischen Praxis die Eigenschaften der theoretischen Praxis übertragen. 
Arbeitskämpfe können so als „Philosophie in actu“ erscheinen (Vgl. OdK, S.100). 
Sicherlich ist es wichtig, die Notwendigkeit politischer Praxis zu betonen und auch 
Polemik ist dazu beizeiten nötig. Jedoch hat diese Überbetonung der politischen 



Praxis schwerwiegende Folgen, die sich nicht alleine auf die bisher erörterten 
theoretischen Probleme beschränken. Entscheidend ist nämlich, dass mit der 
Überbetonung einer Ebene/Praxis immer der Verlust wichtiger Potenziale für die 
sozialistische Transformation verlorengehen, die nur gewahrt und genutzt werden 
können, wenn die verschiedenen Praktiken in ihrer Eigenständigkeit bestehen bleiben
und sich doch im Sinne der Emanzipation zu einer gemeinsamen 
marxistischen/emanzipatorischen Praxis zusammenfügen. Denn es braucht 
wissenschaftliche Theorie, gestalterische Politik, authentische Kunst etc.
Für diese Untersuchung werde ich mich auf das darin enthaltene wichtige Verhältnis 
von Theorie und Praxis, d.h. zu den anderen Praktiken, insbesondere zur politischen, 
konzentrieren. Denn dieses problematische Verhältnis sinnvoll anzugehen, kann uns 
dabei helfen, mit den Spannungsfeldern umzugehen, innerhalb deren die 
sozialistische Transformation als dritter Weg sich bewegen muss.
Dafür braucht es insbesondere ein Bewusstsein von der differentiellen Einheit von 
Theorie und Praxis, denn wenn die marxistische Theorie die Massen nicht erreicht, 
wird sie ihren eigenen Maßstäben nicht gerecht. Wird sie jedoch währenddessen von 
einer Theorie mit eigener Berechtigung zu einer bloßen Weltanschauung ohne 
theoretische Geltungsgründe, die im Kampf um Hegemonie gewinnbringend 
eingesetzt werden kann, so ist sie eben nicht mehr die marxistische Theorie.
Die Herausforderung besteht also darin, Theorie und Praxis in diesem Spannungsfeld 
zu halten, d.h. ihre Differenz zu wahren und gleichzeitig ihre Begegnung zu fördern.



Zweiter Teil: Ideologische Beeinflussung linker Politik

Konsequenzen für die politische Praxis

Althusser betont mehrfach, dass seine Untersuchungen zu Gramsci nicht von dessen 
entscheidenden Einsichten ablenken oder diese schmälern sollen. Auch ist er nicht 
der Ansicht, dass Gramsci letztlich ökonomistisch gedacht habe. In einem Brief an 
Rino dal Sassos, der eine Rezension zu „Das Kapital lesen“ verfasst hatte, geht 
Althusser noch einmal auf seine Gramsci-Interpretation ein. In dem Brief heißt es: 
„Aber du wirst mir darin zustimmen, dass die Berufung auf das „konkrete Denken“ 
eines Autors nicht ausreicht, um [schon] automatisch die Zweideutigkeiten [equivoci]
aufzulösen, wie sie implizit in den „abstrakten“ Formulierungen der ihm eigenen 
„Theorie“ enthalten sein können.“ (Zitat, Brief zur Gramsci-Interpret., S.654) 
Althusser betont, dass Gramsci zwar zurecht das Verhältnis der Philosophie zur 
Politik betont, jedoch dem Verhältnis, welches die Philosophie zur Wissenschaft 
eingeht, nicht genügend Beachtung schenkt. Doch nur im Verhältnis zu beiden Polen, 
Politik und Wissenschaft, lässt sich die Philosophie in ihrer Eigenheit bestimmen. 
Indem Gramsci die Wissenschaften dem Überbau zuordnet, verfehlt er ihre 
wesentliche Bestimmung, d.i. die für die Wissenschaften typische Produktion von 
objektiven Erkenntnissen. (Vgl. Brief zur Gramsci-Interpret, S.656) Die Rationalität 
der Philosophie besteht für Althusser nicht einfach darin, dass sie eine höhere 
Kohärenz aufweist als andere Weltanschauungen, sondern bestimmt sich „[…] aus 
der ‚Rationalität’, wie sie in einem bestimmten Moment in den Wissenschaften 
existiert, mit welchen die Philosophie ein Verhältnis eingeht.“ (Zitat: Brief zur 
Gramsci-Interpret, S.656) Auch die Philosophie existiert demgemäß nur innerhalb 
dieses Spannungsfeldes von Wissenschaft und Ideologie. Das heißt aber nicht, dass 
Philosophie dadurch entsteht, dass ein bisschen Wissenschaft mit einem bisschen 
Ideologie vermengt wird.
Vielmehr unterscheidet sie sich meines Erachtens nach klar von beiden, innerhalb 
dieses Spannungsfeldes kommt es sozusagen zur Emergenz der Philosophie, die dann
so etwas wie einen dritten Weg zwischen Wissenschaft und Ideologie darstellt, ohne 



deswegen einfach in der Mitte zu liegen. Ich denke, es ist wichtig sich zu 
vergegenwärtigen, dass innerhalb der verschiedenen Spannungsfelder etwas wirklich 
Neues entsteht, was sich nicht einfach als Mischform begreifen lässt. Auch die 
sozialistische Transformation ist daher nicht einfach die Mitte zwischen Reform und 
Revolution. Unser Vorstellungsvermögen reicht jedoch oft nicht aus, um dies wirklich
zu denken, ohne auf alte Muster zurückzugreifen. Dabei droht dieses Neue stets aus 
dem Blick zu geraten und durch alte ideologische Auffassungen verdrängt zu werden.
So wie Althusser dieser Gefahr zu begegnen versuchte, indem er immer wieder das 
vollkommen Neuartige am Marxismus herauszustellen versuchte, möchte ich nun 
versuchen die sozialistische Transformation dadurch in ihrer Eigenheit zu erhellen, 
indem ich im Kontrast zu ihr ideologische Interpretationen am Beispiel der 68er-
Revolte in Frankreich untersuche.2

Die Revolte vom Mai '68 begann in Frankreich mit einer Reihe von Protestaktionen 
der Studierenden, die sich in Nanterre, einer Außenstelle der größten Universität des 
Landes, der Sorbonne in Paris, abspielten, um von dort beginnend binnen weniger 
Wochen das ganze Land zu paralysieren. Am 3. Mai waren es noch knapp 300 
Studierende, die eine Solidaritätskundgebung im Innenhof der Sorbonne 
veranstalteten. Nur eine Woche später standen Hunderttausende in den Straßen von 
Paris und wieder eine Woche später befanden sich fünf Millionen Arbeitende im 
größten Generalstreik der französischen Geschichte. Dieser Verlauf sucht 
seinesgleichen. Mein Anliegen besteht jedoch nicht in einer umfassenden 
Rekonstruktion der Ereignisse, sondern in der Untersuchung der ideologischen 
Faktoren, die den Mai '68 in unserem Nachbarland prägten.

Die Studierendenbewegung in Frankreich unterschied sich in ihren Aktionsformen 
und ihrem politischen Denken stark von den traditionellen Organisationen der Alten 
Linken. Obwohl sie die direkte Aktion über jeden theoretischen Klärungsprozess 
stellte, hatte auch sie theoretische Vorläufer. Dabei sind vor allem drei Gruppen zu 
nennen, die teilweise auch persönlich eng mit den Ereignissen des Mai '68 verbunden
waren:

1. Die Gruppe um die Zeitschrift „Socialisme ou Barbarie“ wurde 1948/49 von 
dem Philosophen Claude Lefort und Cornelius Castoriadis gegründet. Beide 
kamen aus der trotzkistischen Partei Frankreichs (PCI), was schon einmal den 
kritischen Bezug zum Stalinismus, der wohl schlimmsten Fehlentwicklung 
sozialistischer Politik, deutlich macht. Die kommunistischen Parteien 
betrachteten sie als „Arbeiterbürokratien“ zum Zwecke der Unterwerfung des 
Proletariats. (Vgl. GH, S.52)vi Allerdings sparte die Gruppe auch nicht mit 
Kritik an der eigenen Partei, denn für sie war der Stalinismus nur das Resultat 
einer bürokratischen Organisation, die mit den Zielen der Revolution 
unvereinbar sei. Auch Trotzkis „Blindheit“ gegenüber den bürokratischen 
Tendenzen der Bolschewiki wurde kritisiert und dies führte letztlich zum 
Ausscheiden der Gruppe aus der PCI. Sie vertrat demnach eine grundlegende 

2  Ich werde mich dabei auf die Darstellung von Gilcher-Holtey stützen



Kritik am Parteikonzept, indem sie der Ansicht war, „[...] daß die 
Verwirklichung des Sozialismus durch jede Bürokratie oder Partei zugunsten 
des Proletariats eine Absurdität ist.“ (GH, S.51)  Die Gruppe wollte die 
revolutionäre Bewegung auf völlig neue Weise denken. Dabei lehnte sie den 
vermeintlichen Ökonomismus im „Kapital“ ab und stellte stattdessen die 
Entfremdung des Menschen durch eine von bürokratischen Organisationen 
beherrschte Gesellschaft in den Mittelpunkt. Die Bürokratie wurde zum 
Grundwiderspruch der Gesellschaft erklärt; zum „phénomène social total“. 
(GH, S.55) Daraus ergab sich die Forderung der „gestion ouvriere“, der 
Arbeiterkontrolle, als eine Art von Selbstverwaltung, die die Menschen aus 
ihrer Entfremdung befreien und sie zu autonomen Individuen machen sollte. 
Folglich waren verteilungspolitische Fragen bzw. Fragen nach der 
Eigentumsordnung für die Gruppe Socialisme ou Barbarie nicht mehr zentral 
und auch das Proletariat besaß für sie nicht mehr die außerordentliche Stellung 
als designiertes revolutionäres Subjekt, wie es die kommunistische Partei 
behauptete. Allerdings gab es innerhalb der Gruppe auch die Kontroverse um 
die richtige Organisationsform der revolutionären Bewegung. Lefort lehnte 
jede Art von Partei ab und entwickelte stattdessen eine Konzeption, die davon 
ausging, dass es Aktionen von radikalen Minderheiten braucht, die 
avantgardistisch vorpreschend den Anstoß zu weiteren Aktionen geben und so 
immer mehr Menschen in die Bewegung miteinbeziehen, ohne diese zu lenken.
Dagegen vertrat Castoriadis die Auffassung, dass aus der Kritik der 
Parteiapparate der alten Linken der Schluss zu ziehen sei, dass es einer 
Organisation bedarf, die den Mitgliedern eine aktive und permanente 
Partizipation ermöglicht und so nicht in bürokratischen Strukturen erstarrt. 
(Vgl.GH, S.58) Schließlich wandte sich die Gruppe gänzlich von Marx ab und 
hielt doch an dem Entwurf eines revolutionären Sozialismus fest. Es war der 
historische Materialismus als vermeintlich geschlossener 
Geschichtsphilosophie, dem sie die Fähigkeit absprachen, die Gegenwart 
länger erklären zu können (GH, S.60). Der neue revolutionäre Entwurf stützte 
sich nicht länger auf alte Patentrezepte wie Verstaatlichung, sondern auf die 
zahlreichen Widerstände und Gegenentwürfe zur bestehenden Ordnung, 
ausgehend von den kreativen Aktionen der entfremdeten Individuen. (GH, 
S.62)

2. Zwischen 1956 und 1962 erschien die Zeitschrift „Arguments“. Herausgegeben
wurde sie von Edgar Morin, der 1951 aus der Kommunistischen Partei 
Frankreichs (KPF) ausgeschlossen wurde. Andere Intellektuelle, die mit der 
KPF brachen, schlossen sich an. So trat z.B. Henri Lefebvre, der bis 1957 der 
innerparteilichen Opposition der KPF angehörte, im Jahre 1958 der Gruppe 
bei. Als ehemalige Partei-Intellektuelle, die mit der Alten Linken gebrochen 
hatten, gaben sie ihrer Gruppe kein gemeinsames Programm, sondern 
engagierten sich durch selektive theoretische Interventionen. Sie vollzogen 
dabei eine Abkehr von jedem geschlossenen Weltbild, denn darin sahen sie 
letztlich die Ursache der Entwicklung des Marxismus zu einer totalitären 



Doktrin, wie dies in der Sowjetunion geschehen war. Stattdessen griffen sie auf
die frühen Werke von Marx zurück, also auf die humanistischen Texte, und 
versuchten den Marxismus mit Ansätzen der Psychologie und Soziologie zu 
verbinden. Entfremdung wurde auch hier als das zentrale Problem begriffen 
(Vgl.GH, S.65). So rückten Probleme des „Alltags“ in den Fokus, die 
allerdings, folgt man den Ausführungen Lefebvres, nicht allein im Privaten 
gelöst werden konnten, sondern auch die Umgestaltung der objektiven 
Ordnung verlangten. (Vgl.GHS.80) Gemäß den Vorstellungen der Gruppe 
gelang Emanzipation nicht mehr über Verstaatlichung, sondern über 
Partizipation und demokratische Kontrolle der gesellschaftlichen Institutionen. 
Lefebvre arbeitete eine „Theorie der Momente“ aus, die spontane kreative 
Aktionen als Transformationsstrategie beschrieb.

3. Seit 1958 erschien in Paris eine Zeitung der Situationistischen Internationalen. 
Diese war ein Zusammenschluss von Künstlern und Intellektuellen, die die 
Trennung von Kunst und Kultur kritisierten. Die Konsumgesellschaft habe die 
Kunst zur Ware gemacht und den Menschen von seinem kreativen Wesen 
entfremdet. Verbunden wurde dies mit einer Kritik an der Urbanisierung. 
Spielerisch und frei sollten die Individuen Widerstand leisten, indem sie den 
„sozialen Raum“ rekonstruieren und sich im „Spiel“ neu definieren. 
Revolution erschien so allein durch einen anderen Lebensstil erreichbar 
(Vgl.GHS.79).

Auch wenn es einige Differenzen zwischen diesen Gruppen gab, teilten sie alle einige
grundlegende Ansichten: Gegenüber den Organisationen und Strukturen der alten 
Linken bestand eine grundlegende Skepsis. Zentrale Theoreme des klassischen 
Marxismus, wie etwa das Primat des Proletariats in der Revolution, wurden von 
ihnen abgelehnt und durch eine individualistische Konzeption ersetzt, in der das 
Individuum sich durch die eigene Aktion befreien sollte.

Die Ablehnung der Alten Linken und der Fokus auf spontane Aktionen sollten auch 
die Studierendenbewegung prägen. Für die Bewegung, die sich in Nanterre formierte,
wurde direkte Aktion zur wichtigsten Handlungsstrategie überhaupt. Nanterre war als
Reformprojekt 1964 ins Leben gerufen worden; es sollte zu der längst überfälligen 
Modernisierung des Bildungssystems beitragen. Frankreichs Universitäten hatten 
damals wie auch die Universitäten in Deutschland mit der wachsenden Zahl an 
Studierenden zu kämpfen. Die Universitäten reagierten, indem sie die 
Selektionsmechanismen derart verschärften, dass teilweise 70% (Vgl.GH,S.109) 
eines Jahrgangs den Abschluss nicht schafften. Hohe Bildungsabschlüsse waren aber 
mit dem Strukturwandel der Ökonomie immer wichtiger geworden. Allerdings 
mussten viele damit rechnen, nach dem Studium keinen entsprechenden Beruf 
ausüben zu können. Zudem waren die Universitäten sehr autoritär strukturiert, sodass 
Studierende kaum ein Mitspracherecht besaßen. Als Reformprojekt sollte Nanterre 
diesen Problemen begegnen. Daher zog es auch eher reformorientierte und kritische 
Lehrkräfte an: Lefebvre lehrte z.B. hier. Dennoch wurde das Leben auf dem Campus 



aus heutiger Sicht alles andere als liberal gestaltet: Das Aufhängen von Plakaten in 
den Wohnheimen war verboten, politische Veranstaltungen ebenfalls, nicht einmal die
Möbel in den Wohnheimen durften verrückt werden, Männer und Frauen lebten 
räumlich getrennt voneinander. Es kam zu ersten Protesten gegen die Hausordnung. 
Die Studierenden wandten sich gegen die „sexuelle Repression“, die sie in der 
Geschlechtertrennung erkannten und am 21. März 1967 besetzten sie das Wohnheim. 
Es kam zu einem Polizeieinsatz, doch der Konflikt wurde vorerst friedlich gelöst; die 
Besetzer verließen das Wohnheim gegen die Garantie der Straffreiheit. Doch wenige 
Tage später wurde vielen Studierenden dennoch mit harten Sanktionen gedroht. Das 
repressive Verhalten gegenüber den Anliegen der Studierenden sollte das 
Vertrauensverhältnis langfristig stören.
Der Fouchet-Plan sollte die Missstände im Bildungswesen beheben. Er sah eine sehr 
frühe Spezialisierung vor, die schon vor dem Abitur einsetzen sollte. So sollte er die 
Zahl der Durchgefallenen reduzieren und die unzufriedenen Studierenden und 
Professoren beruhigen. Allerdings stieß das Vorhaben auf sehr viel Kritik von allen 
Seiten. Die Möglichkeiten der Partizipation der Studierenden wurden durch den 
Fouchet-Plan nicht verbessert. Daher kam es ab dem 17. November in Nanterre zu 
einem zehntägigen Generalstreik. Der Dekan von Nanterre setzte Kommissionen aus 
Studierenden und Professoren ein, die über mögliche Verbesserungen beraten sollten. 
Allerdings besaßen diese Kommissionen keinerlei Entscheidungskompetenzen. Selbst
die Hausordnung für die Wohnheime konnte die Universität nicht selbstständig 
ändern; da der Staat Eigentümer der Wohnheime war, wurde die Hausordnung zur 
direkten Angelegenheit der Regierung (Vgl.GH, S.117). Das zuständige 
Bildungsministerium aber reagierte nicht auf diese Vorschläge. Dennoch führte die 
Initiative des Dekan zu einem vorläufigen Ende der Proteste.

Während die Streiks im November von spontan zusammentretenden Streikkomitees 
koordiniert wurden, übernahmen Anfang des Jahres 1968 vor allem linksradikale 
Gruppen die Initiative. Viele der Aktionen griffen auf Strategien zurück, die von den 
Denkern der Neuen Linken inspiriert wurden. Immer wieder forderte eine radikale 
Minderheit unter den Studierenden die universitären und staatlichen Autoritäten 
heraus. Die berühmte „Schwimmbadaffäre“ ist ein Beispiel für diese Strategie der 
Provokation: Zur Einweihung des universitären Schwimmbads war der Sport- und 
Jugendminister angereist. Trotz Geheimhaltung versammelten sich einige 
Studierende vor dem Gebäude zum Protest. Als die Delegation um den Minister und 
den Dekan aus dem Gebäude heraustrat, entschied sich Daniel Cohn-Bendit plötzlich 
dazu, dem Minister gegenüber zu treten. Obwohl der Dekan ihn direkt am Kragen 
packte, schafft Cohn-Bendit es direkt vor den Minister, den er erst einmal um Feuer 
bat. Dann aber fragte er ihn, warum in seinem Buch über die Jugend nichts über die 
jugendliche Sexualität stehe. Der Minister ließ sich zu einer arroganten und 
herablassenden Äußerung hinreißen, wodurch Cohn-Bendit, damals Mitglied der 
anarchistischen Gruppe LIA (Liaison des étudiants Anarchistes), unter den 
Studierenden Berühmtheit und Ansehen erlangte. Cohn-Bendit drohten in der Folge 
harte Sanktionen, sogar ein Strafantrag wurde vom Minister in Betracht gezogen. 
Cohn-Bendit sollte später sagen, dass er die Aktion nicht im Vorfeld geplant, sondern 



spontan gehandelt habe. Aber er ist nicht der einzige Studierende, der durch das 
Mittel der Provokation die herrschende Ordnung herausforderte. Seit Anfang des 
Jahres kam es durch die Mitglieder einer Gruppe, die sich „Les Enragés“3 nannte, 
immer wieder zu gezielten Störaktionen in Vorlesungen. Dabei knüpften sie an die 
Ideen der Situationisten an und übernahmen von ihnen die Ablehnung der Alten 
Linken, der Institutionen und die Kritik an der Entfremdung. Als Gegenmodell zu den
Organisationsformen der Alten Linken und als Ausweg aus der Entfremdung setzten 
sie auf Spontaneität und Selbstverwaltung. Die Enragés hatten dabei bereits eine 
Herausforderung der gesamtgesellschaftlichen, nicht nur der universitären Ordnung 
im Sinne; die Universitätsroutine zu sabotieren, sollte lediglich Mittel dieser 
spontanen Aktivierung der Menschen sein (Vgl., GH, S.153). Auch auf diese 
Aktionen reagierte die Universität mit Repression, wodurch Enragés und LIA 
zusammenrückten. Am 26. Januar kam es zu einer gemeinsamen Protestaktion: Auf 
dem Campus kursierte zu jener Zeit das Gerücht, dass es „schwarze Listen“ gebe, auf
denen die studentischen Aufrührer vermerkt würden, um sie später in den Prüfungen 
benachteiligen zu können. Die Enragés hängten in der Universität selber Listen aus, 
auf denen sich die Studierenden eintragen konnten, um so ihre Solidarität zu 
bekunden. Wieder wurde die Polizei eingeschaltet, doch dieses Mal solidarisierten 
sich die bislang unbeteiligten Studierenden spontan mit der radikalisierten Minderheit
und leisteten kollektiv Widerstand. Repression wird zum Motor der Mobilisierung 
über das Milieu der radikalisierten studentischen Minderheit hinaus, denn die 
Strategie der gezielten Provokation schien aufzugehen: Die Autoritäten ließen sich 
provozieren und reagierten mit Gewalt. Dadurch solidarisierten sich mehr und mehr 
Individuen mit den von der Gewalt Betroffenen. Allerdings wird noch zu zeigen sein, 
dass Erfolg oder Misserfolg dieser Strategie vom Typus der Provokation, den 
Reaktionen der Staatsmacht und dem Wertehintergrund der beteiligten Akteure 
abhängen.
Als Studierende das Verwaltungsgebäude von Nanterre besetzten, wurde die 
wichtigste studentische Trägergruppe geboren. Die Bewegung des 22. März 
konstatierte bereits bei ihrer Gründung die Unzulänglichkeit traditioneller Mittel des 
Kampfes und verschrieb sich neuen Kampfformen. Es handelte sich bei ihr um einen 
sehr heterogenen Zusammenschluss diverser Gruppen und Individuen, die einige 
inhaltliche Differenzen zueinander hatten. Doch es war der Wunsch zur Tat zu 
schreiten und die Hoffnung, dass sich die problematischen Fragen, die so oft zu 
Spaltungen und Feindseligkeiten innerhalb der Linken führten, in der Einheit der 
Aktion auflösen oder zumindest unschädlich machen ließen. Zum Zwecke der Einheit
und Schlagkraft wurden ideologische und theoretische Fragen dem Primat einer 
Praxis unterstellt; die Gruppe wollte durch direkte und provokative Aktionen den 
Kampf mit der herrschenden Ordnung aufnehmen. Undogmatisch und offen wollte 
sie als aktive Minderheit agieren, die zum Widerstand anregt, ohne zu führen. Um die
Politisierung der Studierenden voran zu treiben, versuchte sie Probleme der 

3 Der Name steht in Bezug mit der gleichnamigen Gruppe, die während der Französischen Revolution unter Führung 
von Jacques Roux eine radikale Sanscoulottenfraktion bildete und zur Zeit der Jakobinerherrschaft eine Ausweitung 
des revolutionären Terrors zur Durchsetzung von Verstaatlichungs- und Landenteignungsprojekten forderte. Sie 
wurde für ihre radikaleren Forderungen von der Jakobinerführung um Maximilien Robespierre bekämpft und 
vernichtet.



Universität mit gesamtgesellschaftlichen Fragestellungen zu verknüpfen, indem sie 
die Funktion und Stellung der Universitäten im kapitalistischen System thematisierte.
Und auch die innere Struktur sollte strikt basisdemokratisch sein, um allen 
Partizipation zu ermöglichen. „Die Stärke unserer Bewegung liegt aber gerade darin, 
daß sie sich auf eine unkontrollierte Spontaneität stützt, daß sie Impulse gibt, ohne 
die Aktion, die sie ausgelöst hat, kanalisieren zu wollen. Wir können heute zweierlei 
tun. Entweder lassen wir fünf Leute, die etwas von Politik verstehen, ein Programm 
ausarbeiten, bitten sie, wohlbegründete Minimalforderungen zu formulieren und 
sagen: ‚Da habt ihr die Ziele der Studentenbewegung, macht damit, was ihr wollt.’ 
Das wäre falsch. Oder wir können versuchen, wenn auch nicht sämtliche 
Demonstranten, so doch die große Zahl von ihnen über die Situation aufzuklären. 
Wenn wir das wollen, dürfen wir nicht gleich eine Organisation schaffen und ein 
Programm aufstellen; das würde sich nur lähmend auswirken. Die einzige Chance 
dieser Bewegung liegt gerade in dieser Spontaneität, bei der sich die Leute frei 
aussprechen können und die zu einer Art Selbstverwaltung führen kann.“ (Daniel 
Cohn-Bendit, zitiert nach GH, S.197) Mit diesem Programm wurde die Bewegung 
des 22. März zur wichtigsten studentischen Gruppe des Mai.

Die anhaltenden Proteste führten dazu, dass Nanterre Anfang Mai geschlossen wurde.
Einige Mitglieder der Studierendenbewegung hatten sich vor dem 
Disziplinarausschuss der Sorbonne in Paris zu verantworten. Am 3. Mai wurde von 
der Studierendengewerkschaft UNEF (Union nationale des étudiants de France) eine 
Protestkundgebung im Innenhof der Sorbonne organisiert. Anfangs gab es nur wenig 
Zulauf und die Stimmung schien zu kippen. Dann aber erreichte die Studierenden die 
Nachricht, dass die rechtsradikale Gruppe Occident einen Angriff auf die 
Kundgebung plane. Daraufhin fingen die Aktivisten an sich im Innenhof zu 
bewaffnen, um sich verteidigen zu können. Keineswegs gewillt dies hinzunehmen, 
rief der Rektor der Sorbonne, Jean Marie Rochard, die Polizei hinzu. Schon im 
Vorfeld gab es Kontakte zwischen Polizei und Universität, denn es wurde erwartet, 
dass die Studierenden Hörsäle besetzen wollten. Auch die Regierung hatte bereits die 
Ausbreitung der Revolte nach Paris in Erwägung gezogen und kurz vor den Examina 
schien ein geeigneter Moment gekommen zu sein, um die Bewegung zu isolieren und
zu zerstören. Schon wesentlich früher hätte Innenminister Fouchet gerne eingegriffen,
um die Ordnung zu sichern (Vgl.GH S.190-191). Der Polizeieinsatz war geplant; 
Rektor Rochin hatte die Polizei bereits kontaktiert, als die Studierenden aus Nanterre 
gerade erst angekommen waren (Vgl. GH, S.192). Ihre provokativen Aktionen hatten 
bis dato vor allem symbolischen Charakter und dies allein reichte  bislang, um eine 
autoritäre Reaktion hervorzurufen. Jedoch wuchs mit dem Ausmaß repressiver 
Reaktionen die Bereitschaft gewaltsamen Widerstand zu leisten. Auch nachdem die 
Polizei in die Sorbonne eingerückt war, blieben die Demonstranten vorerst friedlich. 
Bestrebt Ausschreitungen zu vermeiden, einigten sich Studierende und Polizei auf 
einen friedlichen Abzug. Doch als die Polizei die Personalien der Beteiligten 
aufnehmen wollte und einige Aktivisten dazu in Polizeiwagen gebracht wurden, 
kippte die Stimmung. Die Studierenden glaubten nun, dass die Polizei die 
Abmachung brach und Verhaftungen durchführte. Es kam zu einem Handgemenge 



zwischen beiden Seiten, schließlich setzte die Polizei Tränengas ein und ging mit 
Gummiknüppeln auf die Studierenden los. Als Reaktion flogen bald die ersten 
Pflastersteine und ein Polizist wurde schwer am Kopf verletzt. Nun eskalierte die 
Gewalt völlig: Die aufgebrachten Polizisten drängten die Demonstranten in das 
Quartier Latin zurück. Dort waren jede Menge unbeteiligte Zivilisten auf den Straßen
unterwegs, die nun ebenfalls zu Zielscheiben der Polizei wurden, die keinen 
Unterschied mehr zwischen ihnen und den Demonstranten machte. Es kam an diesem
Tag zu über 500 Verhaftungen und er erst gegen Mitternacht beruhigte sich die Lage 
wieder. In einem Schnellgerichtsverfahren wurden vier Studierende zu sofortigen und
acht Studierende zu Gefängnisstrafen auf Bewährung verurteilt. Indes ließ der Rektor
der Sorbonne die Universität schließen.
Im Kampf gegen den repressiven Staat geeint, formierte sich ein loses 
Aktionsbündnis aus der Hochschullehrergewerkschaft SNESup (Syndicat national de 
l'enseignement supérieur), UNEF, Bewegung des 22. März und Trotzkisten. Später 
sollte auch eine maoistische Gruppe dazukommen. Diese Steuerungsgruppe 
koordinierte die Aktionen der nächsten Tage. Desweiteren bildeten sich zahlreiche 
Aktionskomitees, die nicht nur Planungsaufgaben erfüllten, sondern auch als 
Diskussionsforen fungieren sollten. Am 6. Mai kam es im Zuge einer verbotenen 
Protestkundgebung vor der Sorbonne, zu der die UNEF aufgerufen hatte, erneut zu 
schweren Auseinandersetzungen. An diesem Morgen gingen etwa 4500 Menschen auf
die Straße und marschierten zur Sorbonne, die von der Polizei abgesperrt wurde. 
Gegen Nachmittag kam es dann zu Kämpfen mit der Polizei, die Demonstranten 
wurden zurückgedrängt und schließlich mit Tränengasgranaten beschossen. Es ist 
allerdings unklar, ob es gezielte Provokationen seitens studentischer Gruppen gab, 
denn das Aktionsbündnis hatte längst nicht mehr die Übersicht über alle Akteure und 
konnte diesen keine Handlungsweise vorgeben. Es entstand eine Eskalationsdynamik,
die sich kaum mehr steuern ließ. Auch dieser Tag endete wieder mit hunderten 
Verletzten und hunderten Verhaftungen. Die Strategie die Bewegung durch ein hartes 
Vorgehen im Keim zu ersticken ging jedenfalls nach hinten los.
Aus der Situation heraus entwickelten sich drei Forderungen des Aktionsbündnis: 1. 
Befreiung der Inhaftierten, 2. Abzug der Polizei aus dem Quartier Latin, 3. 
Wiedereröffnung der Sorbonne. (Vgl. GH, S.208) Am Abend des 8. Mai waren es 
bereits zwischen 20.000 und 50.000 Menschen, die nun gegen die staatliche 
Repression demonstrierten. Auch die Gewerkschaft CGT (Confédération générale du 
travail), die der KPF nahestand, nahm an der Demonstration teil, doch als ein 
Vertreter der CGT die Studierenden zum Bündnis mit der Arbeiterklasse aufforderte, 
wurde er von diesen ausgepfiffen. „Für uns bedeutet die Vereinigung mit den 
Arbeitern nicht, dass wir den Hals in das Halseisen der Bürokratien stecken wollen.“, 
schrieb die trotzkistische Gruppe JCR. (GH, S.221). Neue und Alte Linke 
marschierten zusammen, ohne sich wirklich zu begegnen.
Am 10. Mai versammelten sich erneut über 10.000 Demonstranten in den Straßen der
Hauptstadt. Dieses Mal ließ die Regierung die Demonstration zu. Es herrschte 
Uneinigkeit, wohin der Demonstrationszug ziehen sollte. Gegen 20 Uhr kam der 
Demonstrationszug an der Ecke Boulevard St.Germain/Boulevard St. Michel zum 
Stehen. Die Bewegung des 22. März versuchte die Demonstranten dazu zu bewegen 



in die Quartiers Populaires zu ziehen, doch die Menge lehnte ab. Schließlich, ohne 
dass jemand dies entschieden hätte, beschlossen die Demonstranten am Ort zu 
bleiben und ihn zu besetzen. Es entstanden die ersten Barrikaden und mit jeder 
weiteren wuchs die Anspannung auf beiden Seiten. Obwohl nur ein kleiner Teil des 
Quartier Latin besetzt wurde, empfand die Regierung das Geschehen als große 
Bedrohung für die öffentliche Ordnung. Die Barrikadenerbauer wurden in dieser 
Phase nicht mehr als Demonstranten, sondern als Aufständische gesehen, die Teile 
der Hauptstadt okkupierten. Die Stimmung war äußerst angespannt und erneute 
Ausschreitungen drohten. Mehrere Vermittlungsversuche scheiterten, denn obwohl 
die Regierung bereit war 2 von 3 Forderungen zu erfüllen, bestand die Menge auch 
auf die Freilassung der inhaftierten Mitstreiter. Dies konnte aber unmöglich so 
schnell geschehen, denn es gab niemanden, der das Urteil eines Gerichts zu diesem 
Zeitpunkt rückgängig machen konnte. Für ein Amnestiegesetz fehlte die Zeit und eine
Begnadigung durch den Staatspräsidenten wäre nur möglich gewesen, wenn die 
Inhaftierten vorher ein entsprechendes Gesuch gestellt hätten. Der Regierung schien 
nach dem Scheitern der Vermittlungsversuche keine weiteren deeskalierenden 
Handlungsoptionen mehr zur Verfügung zu stehen. Premierminister Pompidou war 
zur Zeit im Ausland und so fehlte jemand, der die Entscheidungskompetenzen 
bündelte. Die Polizei zögerte lange mit der Räumung, doch schließlich überwog die 
Angst vor dem Signal, dass von dieser Aktion ausgehen würde, wenn man die 
Demonstranten gewähren ließe. Gegen 2 Uhr Nachts begann daher eine der blutigsten
Räumungsaktionen in der französischen Nachkriegsgeschichte. Der Spiegel sprach 
von „einer Schlacht ohne Gnade“. Durch zahlreiche Reporter am Ort des Geschehens 
wurde die „Nacht der Barrikaden“ zu einem landesweiten Medienereignis, wodurch 
sich der Mobilisierungsprozess in ungeahntem Ausmaße beschleunigte.
Die Gewerkschaften CGT und CFDT (Confédération francaise démocratique du 
travail) ergriffen die Initiative und riefen zu einem 24-stündigen Generalstreik mit 
begleitender Großdemonstration auf. Schnell schlossen sich die Parteien der Linken 
dem Aufruf an. Die UNEF zögerte indes, scheinbar, weil sie erst Rücksprache mit 
den studentischen Gruppen halten wollte.
Unterdes war Pompidou nach den Vorfällen in der „Nacht der Barrikaden“ frühzeitig 
aus dem Ausland zurückgekehrt. Er entschied sich für eine Strategie der Deeskalation
und versuchte der Bewegung den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem er die 
Wiedereröffnung der Sorbonne für den 13. Mai ankündigte. Am gleichen Tag sollte 
ein Appellationsgericht über die Freilassung der Inhaftierten Studenten entscheiden. 
Kurzfristig sorgte das Entgegenkommen der Regierung jedoch nicht, wie von 
Pompidou erhofft, für eine Stagnation des Mobilisierungsprozesses. Stattdessen 
marschierten am 13. Mai nach Schätzungen der Polizei 200.000-300.000, nach 
Angabe der Demonstranten bis zu 1.000.000 Menschen, durch die Straßen der 
Hauptstadt.
Doch anstatt die Niederlegung der Arbeit auf den 13. Mai zu beschränken, brach eine 
Streikwelle los, die binnen weniger Tage das ganze Land zum Stillstand bringen 
sollte. In Süd-Aviation besetzten junge Arbeiter das Renault-Werk und gaben damit 
das Signal zu weiteren Streiks. Am 16. Mai trat die Belegschaft von Renault-
Billancourt, der größten Fabrik Frankreichs, in den unbefristeten Streik. Im Bestreben



die Kontrolle in ihrer Hochburg zu behalten, rief die CGT hier zum ersten Mal selbst 
zur Fabrikbesetzung auf (GH, S.290). Es waren nicht die Gewerkschaften, die diesen 
Prozess ins Rollen brachten. Vielmehr sprangen sie auf den fahrenden Zug auf, bevor 
er ihnen davonfuhr. Es ist daher sicherlich berechtigt von einer spontanen Streikwelle
zu sprechen, die sich von der Peripherie zum Zentrum ausbreitete und dabei „von 
unten“ kam, anstatt „von oben“ gelenkt zu werden. Die Erfolge der Studierenden 
gaben den Lohnabhängigen scheinbar den Mut die Regierung ebenfalls 
herauszufordern. In ihr hatten beide einen gemeinsamen Feind gefunden, der nun 
scheinbar schwächelte. Daher überrascht es auch nicht, dass anfangs fast alle 
besetzten Betriebe in staatlicher Hand waren. Oft waren es unorganisierte junge 
Arbeiter, die als erstes aktiv wurden, und in vielen Betriebenen bildeten sich 
Vollversammlungen, in denen jeder seine Anliegen vorbringen konnte.
In den folgenden Tagen weitete sich der Streik immer weiter aus und ergriff fast alle 
Wirtschaftszweige. Am 21. Mai befanden sich um die 5 Millionen Arbeitende im 
Streik; dieser „[…] umfaßte alle Bereiche des wirtschaftlichen  und sozialen Lebens 
und erstreckte sich über alle Départements. Es kam zu einer totalen Paralyse des 
Landes, weder Postzustellungen noch Telefon funktionierten, das soziale Leben war 
blockiert.“ (GH, S.271)

Die Studierenden hatten den Anstoß zu dieser weitreichenden Mobilisierung gegeben,
die eine Massenbewegung heraufbeschwor, von der nur schwer zu sagen war, wohin 
sie ihre Energien leiten würde. De Gaulles Devise „L’état ne recule pas“4 hatte die 
heterogenen Gruppen zusammenrücken lassen. Zuerst verbanden sich Gruppen im 
studentischen Milieu, später stießen die Organisationen der Alten Linken hinzu und 
verstärkten damit die Reichweite der Mobilisierung. In dieser Situation versuchte die 
Regierung Wege zur Deeskalation des Konfliktes zu finden, verschärfte aber gerade 
dadurch mitunter die Situation. De Gaulle hatte in einer Rede am 24. Mai ein 
Referendum angekündigt, durch das er sich ein Mandat zur „Erneuerung“ des Landes
holen oder anderenfalls höchstwahrscheinlich zurücktreten wollte. Anstatt die Lage 
zu entspannen, destabilisierte er damit zusätzlich seine eigene Position, denn nun 
schien die Regierung nicht mehr fest im Sattel zu sitzen. Schließlich sahen auch die 
Organisationen der Alten Linken eine Chance das gaullistische Regime zu Fall zu 
bringen. Allerdings hatten diese eher die Vorstellung die Regierung zu übernehmen 
und strebten daher nach der politischen Macht. Auf ein gescheitertes Referendum 
würden die Rücktritte von Staats- und Regierungschef folgen und die Parteien der 
Linken könnten daraufhin als Übergangsregierung die Macht bis zu den nächsten 
Wahlen übernehmen. Allerdings hatten die Akteure der Linken innerhalb und 
außerhalb des Parlaments größte Schwierigkeiten sich auf eine Vorgehensweise zu 
einigen.
Pompidou vollzog direkt nach seiner Rückkehr einen grundlegenden 
Strategiewechsel, der darauf zielte den Studierenden die Grundlage ihres Protests zu 
entziehen, indem er den Forderungen der Studierenden und Arbeitenden 
entgegenkam. Seine Entscheidung, die Demonstration vom 13. Mai zu gestatten, 
hatte vorerst jedoch den gegenteiligen Effekt erzielt und die staatliche Macht weiter 
4 dt.: „Der Staat weicht nicht zurück.“



destabilisiert. Doch im Verlauf der nächsten Wochen sollte sich zeigen, dass diese 
Strategie sehr wohl zu einer Eindämmung der Studierendenbewegung führen würde. 
Pompidou setzte dabei auf eine intermediäre Verhandlungsstrategie, für die er die 
Organisationen der Alten Linken zu nutzen wusste. Bereits am 24. Mai begannen 
daher Tarifverhandlungen zwischen Regierung, Arbeitgeberverbänden und den 
Gewerkschaften, allen voran CGT und CFDT.

Um ihr Verhandlungs- und Repräsentationsmonopol zu schützen, strebte auch die 
CGT danach, den Konflikt in das Tarifverhandlungssystem zu transferieren. 
Regierung und CGT hatten beide ein Interesse daran den Konflikt in diesem Rahmen 
zu lösen. Zu Beginn der Streikbewegung hatte sich die CGT gegen 
Fabrikbesetzungen ausgesprochen und unterstützte diese Aktionen nur, weil sie 
ansonsten von den Arbeitern übergangen worden wäre. Dort, wo die CGT dominierte,
kam es folglich auch seltener zu Besetzungen. Die Gewerkschaft versuchte sich 
dennoch an die Spitze der Streikbewegung zu stellen, allerdings fokussierte sie sich 
dabei auf Forderungen, die nur auf soziale Verbesserungen der Lage der Arbeitenden 
und der Gewerkschaften zielten, ohne dabei das Ganze in Frage zu stellen. Daher ist 
es fraglich, ob die Forderungskataloge der von den Gewerkschaften dominierten 
Streikkomitees wirklich repräsentativ für die Streikenden waren oder ob diese auch 
die Machtfrage stellen wollten.
Georges Seguey, Generalsekretär der CGT, gab wiederholt unmissverständlich zu 
verstehen, dass die CGT „n’a pas vocation de conduire le mouvement jusque’à sa 
conclusion politique.“5 (GH, S.306), sie also die politische Dimension der 
Streikbewegung einzudämmen gedachte. Nicht zuletzt weil es ihre eigene Stellung 
als Vertretung der Arbeiterschaft gefährdete, lehnte sie daher die spontanen Kämpfe 
der Studierenden und Arbeitenden vehement ab.
Dementsprechend war die CGT ebenfalls darum bemüht direkte Kontakte zwischen 
ihrer Klientel und den Studierenden zu vermeiden: Sie sagte daher das Festival der 
Jugend am 16. Mai direkt wieder ab, um solche Begegnungen dort zu vermeiden, 
oder sie ließ die Tore von Billancourt schließen, damit die Studierenden nicht zu den 
streikenden Arbeitern gelangen konnten.(GH, S.302)

Vor allem drängte jedoch die KPF, getrieben von der Angst die 
Studierendenbewegung könnte der eigenen Initiative zuvorkommen, auf einen 
schnellen Handlungserfolg, der nur Tage später in der Vereinbarung von Grenelle 
seine Verwirklichung fand.

Die Studierendenbewegung indes lehnte jede Institutionalisierung des Konflikts strikt
ab und kritisierte daher auch die Tarifverhandlungen scharf, in denen sie den Versuch 
einer Spaltung von Studierenden und Arbeitenden sahen (Vgl. GH,S. 317). Ihre Ziele 
gingen gewiss über alles hinaus, was im Rahmen von Tarifverhandlungen zu 
erreichen gewesen wäre und die Ablehnung der Vereinbarung von Grenelle durch die 
Streikenden, zuerst bei Renault-Billancourt und dann auch in fast allen anderen 
Betrieben, bestärkte die Studierendenbewegung in ihrem Streben. Der Streik ging 
5 dt.: Die CGT „sieht sich nicht dazu berufen, die Bewegung auf die politische Ebene zu führen.“



weiter, noch war der Konflikt nicht gezähmt.

Mit dem Scheitern von Grenelle schien die Machtfrage offener denn je.
Für die Studierendenbewegung kam es in dieser entscheidenden Phase darauf an 
sinnvolle Strategien zu entwickeln, mit denen sich das entstandene Machtvakuum in 
ihrem Sinne nutzen ließe.
Die Gewerkschaft CFDT, die durchaus um eine Verbindung zu den Zielen der 
Studierendenbewegung bemüht war, brachte den Begriff der autogestion, der 
Selbstverwaltung, in die Diskussion ein. Er schien geeignet eine Verbindung 
zwischen den Kämpfen in den Fabriken und den Universitäten herzustellen und hätte 
durchaus das Potenzial gehabt, eine gesamtgesellschaftliche Transformationsstrategie
im Sinne einer tiefgreifenden Demokratisierung aller Lebensbereiche den Weg zu 
codieren. Die studentischen Gruppen nahmen diesen Begriff auf und Jaques 
Sauvegeot von der UNEF sprach sich für den Aufbau von rätedemokratischen 
Strukturen aus, die sich aus einer Stärkung der Aktionskomitees in den Betrieben, 
Universitäten und Stadtvierteln heraus entwickeln sollte. Damit lehnte er zugleich 
jede Lösung des Konflikts durch Umbildung der Regierung ab. Auch die Bewegung 
des 22. März sprach sich für die Gründung von Stadtteilkomitees aus, womit sie im 
Sinne der autogestion handelte. Jedoch fand sich unter dem enormen Zeitdruck für 
die autogestion keine institutionalisierte Form; sie konnte daher nicht etwa 
Verhandlungsgegenstand zwischen Regierung und Studierenden werden. Solch eine 
Reformstrategie „von oben“ hätten studentischen Gruppen ohnehin abgelehnt. Sie 
konnten folglich nur hoffen, dass die Menschen spontan selbstverwaltete Strukturen 
aufbauen würden. Jedoch gab es längst nicht in allen Betrieben Vollversammlungen 
und dort, wo sich aus diesen heraus Aktionskomitees gebildet hatten, dominierten 
schon wieder die Vertreter der Gewerkschaften. Dieser Umstand spiegelte sich darin, 
dass in den Forderungen der Aktionskomitees vor allem soziale Verbesserungen für 
die Arbeiter und ein Ausbau gewerkschaftlicher Rechte beansprucht wurden (Vgl. 
GH,S.291). Rätestrukturen o.ä. bildeten sich auf regionaler und nationaler Ebene 
nicht.
Es wurde nun immer deutlicher, dass die Studierendenbewegung auf die 
Organisationen der Alten Linken angewiesen war, um eine realistische 
Transformationsstrategie entwickeln zu können. Jedoch wehrten sich die 
Studierenden so vehement gegen jede vermeintliche Vereinnahmung, dass sie sich 
alle Chancen verbauten. Mitterands wiederholte Versuche einer Annäherung wurden 
stets zurückgewiesen (Vgl. GH, 353).
Auch Pierre Mendès France kam nicht unbedingt besser bei der Bewegung an. Als 
ehemaliger Regierungschef genoss er hohes Ansehen bis in die Kreise der Gaullisten 
hinein. Gleichzeitig war seine Partei, die PSU (Parti socialiste unifié), wohl die 
einzige Parteiorganisation mit einer stark anti-bürokratischen Ausrichtung im Sinne 
der Neuen Linken (Vgl. GH, S.96ff.). Dabei war sie offen für die Impulse der 
Studierenden und beabsichtigte auch Vertreter der Bewegung in eine 
Übergangsregierung miteinzubeziehen. Mendès France galt daher als 
aussichtsreichster Kandidat für die Leitung einer Übergangsregierung. Jedoch lehnte 
er es ab diese Position zu beanspruchen, ohne sich der Rückendeckung der gesamten 



Linken sicher zu sein. Von der KPF konnte er dies sicherlich nicht erwarten, da sie 
eine Regierungsbildung mit Mitterands FGDS (Fédération de la gauche démocrate et 
socialiste) favorisierte. Aber auch die Studierendenbewegung am anderen Ende des 
linken Spektrums sprach sich nicht für ihn aus. Als dann im Stadion Charléty fünzig- 
bis achtzigtausend Menschen zusammenkamen, war dort gewissermaßen die gesamte
nicht-kommunistische Linke versammelt. Die UNEF hatte die Veranstaltung 
organisiert und CFDT und PSU hatten sie unterstützt. Doch keiner der Redner 
erwähnt Mendès France als mögliche Spitze einer Übergangsregierung und ungewiss 
über seinen Rückhalt lehnte dieser es ab, auf die Bühne zu gehen und seine 
Bereitschaft für solch ein Projekt zu erklären. „On a surtout engueulé beaucoup de 
ceux sans lesquels il était impossible de remplacer le gouvernement par un autre, plus
proche de nous. Refusant l’union et creusant, au contraire, les fossés et les divisions, 
on se condamnait á l’impuissance. Je souhaitais que se coalisent tous ceux qui 
combattaient le pouvoir. Comme peu y travaillaient, je n’ai pas voulu prendre la 
parole.6  (Mendès France, Zit. nach GH S. 365) Angesichts der Uneinigkeit der 
Linken und dem großen gegenseitigen Misstrauen resignierte er. Daniel Cohn-Bendit 
sagte später, dass die einzige Chance der Bewegung in Mendés France lag und dass 
er sich damals in Charléty, wäre er anwesend gewesen,7 für diesen ausgesprochen 
hätte.
In der entscheidenden Phase fehlten jedoch Organisationsstrukturen und 
Persönlichkeiten, die die Bewegung in eine solche Richtung hätten lenken können, 
um ihr so vielleicht eine realistische Transformationsperspektive eröffnen zu können. 
Alain Geismar von der SNESup war davon abgehalten worden auf die Avancen von 
Mitterand, den er als Präsidentschaftskandidat der Linken unterstützt hatte, 
einzugehen. Die Bewegung des 22. März lehnte es strikt ab die Menge in eine 
bestimmte Richtung zu lenken. Mit dieser Haltung büßten die studentischen 
Trägergruppen die Fähigkeit ein auf dem neuen politischen Terrain agieren zu 
können. Zu Fragen der Regierungsumbildung u.ä. konnte sich eine dermaßen 
dezentrale Bewegung schlichtweg nicht wirklich äußern. Viel zu verschiedenen 
waren die Vorstellungen und Ziele der dahinter stehenden Gruppen und Individuen. 
Zugunsten der Mobilisierung hatten die studentischen Gruppen jede inhaltliche 
Diskussion suspendiert und durch ein Primat der direkten Aktion verdeckt. „Es 
komme nicht darauf an, diese oder jene Gruppenposition zu debattieren, sondern zu 
entscheiden, ob man kämpfen wolle oder nicht. Damit wurde der Wille zur Aktion zur
Schlüsselfrage erhoben und die Kontroverse über die ‚richtige’ Organisation und das 
‚wahre’ Subjekt im Ansatz ausgegrenzt.“ (GH, S.230) Dies wirkte anfangs in einem 
entscheidenden Maße der Zersplitterung der verschiedenen Gruppen entgegen und 
ermöglichte so die Formierung der Bewegung. Nun zeigte sich jedoch, dass diese 
Überbetonung der Praxis ihnen die Möglichkeit nahm, sich im entscheidenden 
Moment positionieren zu können. Die Diskussionsrunden an der Basis waren noch 
6 dt. (frei übersetzt): „Vor allem wurden bei der Veranstaltung all jene niedergemacht, ohne die es unmöglich sein 

würde, die Regierung durch eine andere, uns näherstehend, zu ersetzen. Die Vereinigung ablehnend und, im 
Gegensatz dazu, die Spaltung fürchtend, verurteilte man sich selbst zur Machtlosigkeit. Ich wünschte mir, dass sich 
all jene verbünden würden, die die Macht bekämpften. Angesichts der Dürftigkeit des Erreichten wollte ich nicht das
Wort ergreifen.“

7 Cohn-Bendit war nach einem Auslandsaufenthalt an der Einreise in Frankreich gehindert worden, was zu erneuten 
Protesten führte.



weit davon entfernt, spontan tragfähige Transformationsstrategien hervorzubringen. 
In ihrer reduktionistischen Denkweise verhaftet, erkannte die Studierendenbewegung 
jedoch nicht die Notwendigkeit planvollen Vorgehens. Angesichts der 
fortschreitenden Institutionalisierung des Konfliktes bestand die einzig verbleibende 
Handlungsoption für die Studierendenbewegung folglich in einem erneuten Forcieren
der direkten Aktion. Mehr vom Selben ist jedoch bei veränderter Problemlage selten 
eine adäquate Lösung. Die studentischen Trägergruppen, die die Proteste anfangs 
noch koordinieren und in Bahnen lenken konnten, verloren mit der Zeit zunehmend 
an Bedeutung. Ihre Vertreter kamen nicht mehr regelmäßig zusammen um 
gemeinsame Vorhaben zu besprechen. Stattdessen gingen die Meisten in den lokalen 
Aktionskomitees auf, von denen aus keine makropolitische Strategie herzustellen 
war. Darauf zu hoffen, dass die Massen spontan einen Transformationsprozess 
einleiten würden, während doch die Organisationen der Alten Linken und die 
Gaullisten sehr konkrete Angebote zur Lösung des Konfliktes vorbrachten, war in 
dieser Phase schlichtweg naiv.

Die Betonung der Spontaneität und der Fokus auf die direkte Aktion entstanden als 
Reaktion auf die versteinerten Strukturen der Alten Linken, die kaum mehr fähig war,
neue Impulse aufzunehmen und so eine Aktivierung der Individuen im Sinne der 
Emanzipation zu leisten. Ihre Vitalität bezog die Bewegung aus diesem 
leidenschaftlichen Appell an die Notwendigkeit der individuellen politischen Praxis. 
Damit traf sie scheinbar den Nerv der Zeit. Doch als wesentliche ideologische 
Reaktion kehrte sie das Problem einfach um und behielt so dessen Struktur bei: 
Zugunsten der Spontaneität wurde die Organisation vernachlässigt; der spontanen 
politischen Praxis wurden die Eigenschaften der anderen Praktiken untergeschoben; 
die direkte Aktion sollte bereits hinreichende Bedingung für eine Erkenntnis der 
Gesellschaft sein, indem sie das vermeintlich repressive Wesen des Staates offenbart. 
Die spontane Massenbewegung wird hier wieder gewissermaßen zur Philosophie und
Wissenschaft  in actu.

Auch wenn vereinfachende Darstellungen ihre Berechtigung im ideologischen Kampf
haben, denn sie haben oft korrigierende Funktion, so ist dennoch Vorsicht geboten: 
Sie können schnell falsche Vorstellungen über die Gesellschaft induzieren und zu 
teils abstrusen Ansichten führen und zwar „[…] aufgrund gewisser Auswirkungen der
Logik, die sie ins Spiel bringen, welche dann nämlich ganz unvermeidlich eines 
Tages idealistische, fantastische Versuchungen in der Auffassung und der Praxis von 
Ökonomie und Politik produziert – sofern sie nicht […] zu Auffassungen führt, 
welche von Reformismus und Opportunismus durchdrungen oder auch ganz einfach 
revisionistisch sind.“ (Zitat: OdK, S.101)

Solange der Staat gemäß der Divise „L’état ne recule pas“ handelte, ging die Strategie
der direkten Aktion auf und wirkte zusammen mit dem Fokus auf die Spontaneität in 
außerordentlichem Maße mobilisierend.  
Der Strategiewechsel Pompidous hatte jedoch eine Veränderung der Problemlage 



bewirkt. Die drei Forderungen der Studierendenbewegung waren erfüllt worden, es 
gab eine Generalamnestie für alle verhafteten Aktivisten (Vgl. GH, S.297), 
Tarifverhandlungen wurden forciert und über ein Referendum, später dann doch über 
Neuwahlen, konnte der Konflikt kanalisiert werden. So schien sich eine Lösung 
innerhalb der institutionalisierten Ordnung abzuzeichnen, wodurch die Strategie der 
Studierendenbewegung tendenziell delegitimiert wurde und tatsächlich anderen 
Charakter annahm. Für all jene, die durch die gewaltsamen Aktionen des Staates 
politisiert wurden, ging mit der Verschiebung des Konflikts in institutionalisierte 
Bahnen mit der Zeit das klare Feindbild verloren, welches bislang die direkte Aktion 
als Form des Widerstands impliziert hatte. Dennoch setzte die Bewegung weiterhin 
auf die gleiche Strategie, jedoch wandelte sich die direkte Aktion unter den neuen 
Bedingungen von einem Mittel zur Bloßstellung des autoritären Staates zu einem 
Mittel die Planlosigkeit der Bewegung selbst bloßzustellen.
Als die Studierenden am 24. Mai in Richtung Parlament marschierten, erwies sich 
bereits die fehlende Organisation als Faktor, der die Bewegung zunehmend ins 
Abseits drängte. Die studentischen Trägergruppen war zerstritten über die Frage der 
Gewalt, gleichzeitig jedoch auch unfähig gewaltsame Aktionen einzelner 
Demonstranten zu unterbinden. Der Fokus auf die Repressionshypothese8 erwies hier 
seine wesentliche Beschränktheit: Sie versprach eine allzu einfache Emanzipation, 
indem sie suggerierte, dass die gewaltsame Eskalation des Konfliktes bereits eine 
grundlegende Gefährdung der herrschenden Ordnung herbeiführen könnte. Macht 
wird in diesem Paradigma nur in seinen repressiven Wirkungen erkannt, überall wird 
nur Repression gesehen, wodurch die Anwendung der Gewalt jederzeit legitimiert 
wird, sobald sie sich gegen diese vermeintliche Repression richtet. Nun führte dies 
jedoch zur Delegitimierung der Bewegung selbst, denn es war eben in den Augen 
vieler nicht mehr der repressive Staat, der auf die Unschuldigen einknüppelte, 
sondern der Staat, der gerade dabei war den Mindestlohn anzuheben. Als am Ende 
des Tages schließlich die Börse in Paris brannte, blieb die erhoffte Radikalisierung 
der Massen und ihre Solidarisierung mit den Studierenden daher aus (Vgl. GH, 328). 
Der Premierminister setzte dem repressiven Vorgehen, welches von De Gaulle 
favorisiert wurde, Grenzen, indem er ihn Ende Mai zu einer Auflösung des 
Parlaments bewog, wodurch entgegen den anfänglichen Absichten De Gaulles der 
Ausnahmezustand, der vom Parlament nach spätestens zwei Wochen bestätigt werden
musste, nicht ausgerufen werden konnte (Vgl. GH, S.415). De Gaulle verzichtete 
zudem auf das vorgesehene Referendum und löste stattdessen am 30.05. das 
Parlament auf, um Neuwahlen anzusetzen. Die Möglichkeiten der Lösung der Krise 
beschränkten sich damit noch mehr auf den Rahmen, den die herrschende Ordnung 
für politische Prozesse vorgab.
In dem Maße, in dem es gelang die Studierendenbewegung zu isolieren und den 
Konflikt zu institutionalisieren, war es der Regierung auch wieder möglich mit 
Repressionen zu reagieren, wohl darauf achtend, dass solche Aktionen nicht die 
gleiche mediale Aufmerksamkeit erhielten, wie in der Nacht der Barrikaden. Dies 
gipfelte schließlich am 12. Juni im Verbot der Bewegung des 22. März, der FER, der 
trotzkistischen JCR sowie der maoistischen UJC, was zu diesem Zeitpunkt nur noch 
8  Vgl. Michel Foucault „Der Wille zum Wissen“, 1. Band von „Sexualität und Wahrheit“



bei der PSU Solidaritätsbekundungen mit diesen Gruppen hervorrief.

Eindämmung des Konflikts durch die Alte Linke

Die kommunistische Partei trug wesentlich zur Institutionalisierung der Mai-Revolte 
bei. Sie hatte gar kein Interesse an einer spontanen Bewegung, die ihr zudem auch 
noch so feindlich gesinnt war. Die Transformationsstrategie der Partei zielte nämlich 
auf die Eroberung der Staatsmacht und zusammen mit der FGDS war sie vor den 
Geschehnissen des Mai auch auf dem Weg zum Wahlerfolg gewesen. Mit der 
Ankündigung des Referendums witterte die KPF ihre Chance eine kommunistisch 
dominierte Übergangsregierung mit der FGDS zu bilden. Sie lehnte es daher ab, 
Vertreter der Studierendenbewegung in solch ein Projekt miteinzubeziehen und auch 
eine Übergangsregierung der vereinigten Linken unter Mendès France kam für sie 
nicht in Frage. Ihrem Selbstverständnis nach war die kommunistische Partei nämlich 
die Organisation des revolutionären Proletariats und daher konnte es für sie keine 
wahrhaft emanzipatorische Bewegung geben, die sie nicht dominierte. Waldeck 
Rochet, Generalsekretär der KPF, betonte daher nach Gesprächen mit der FGDS: „Il 
n y a pas en France de politique de gauche et de progrès social sans le concours actif 
des communistes, à plus forte raison, il n’est pas sérieux de prétendre aller au 
socialisme des communistes, et encore moins faisant de l’anticommunisme comme au
stade charléty. “9 (GH, S.371)
Zu einer Übergangsregierung sollte es bekanntlich nicht kommen. Stattdessen fanden 
Neuwahlen statt, bei denen alle Parteien der Linken enorme Verluste einstecken 
mussten, denn den Gaullisten war es gelungen die Wahl als Entscheidung zwischen 
Republik und „totalitärem Kommunismus“ darzustellen; die Parteien der Linken 
wiederum besaßen mangels Einigkeit keine gemeinsame Transformationsstrategie, 
die ihnen eine realistische Machtperspektive hätte eröffnen können.   
Wahrscheinlich wäre alles anders gelaufen, wäre das Misstrauen und die Konkurrenz 
zwischen Neuer und Alter Linken nicht so hervorstechend gewesen. Schließlich war 
es die Engstirnigkeit auf beiden Seiten, die eine Nutzung des Machtvakuums gegen 
Ende Mai im Sinne linker Politik unmöglich machte.

Das Verhalten der KPF im Mai ’68 entsprach ebenfalls einem gewissen 
Dogmatismus, der mit einem fragwürdigen Verständnis des Marxismus 
zusammenhängt. Althusser konstatierte der Partei später, dass sie Angst vor der 
Bewegung des Mai gehabt habe, weil sie diese nicht kontrollieren konnte. Sie war 
nicht willens Impulse aus der Praxis der Studierendenbewegung aufzunehmen, weil 
sie sich bereits in Besitz der wahren Theorie und damit einhergehend der richtigen 
Transformationsstrategie glaubte. Daher war es für sie nur natürlich, nach der 
Regierungsmacht zu streben, um den Sozialismus „von oben“ implementieren zu 
können, also quasi die „wahre“ Theorie einfach in die Praxis zu übersetzen. Das 
9 dt. (frei übersetzt): „Es gibt in Frankreich keine wahrhaft linke Politik, keinen sozialen Fortschritt ohne die 

Mitwirkung der Kommunisten; bei genauer Betrachtung ist es nicht seriös vorzugeben, man könne sich in Richtung 
Sozialismus (wörtlich: Sozialismus der Kommunisten) bewegen, während man zugleich einen Antikommunismus 
zelebriert, wie wir ihn im Stadion Charléty gesehen haben.“



Denken der Parteispitze war so dermaßen auf das Primat des 
Lohnarbeitsverhältnisses ausgerichtet, dass sie fast blind wurde für die 
emanzipatorischen Kräfte, die sich in der Studierendenbewegung entwickelten. 
Folglich stellte die Studierendenbewegung für sie von Anfang an keine 
emanzipatorische Bewegung dar, sondern war viel mehr Ausdruck eines falschen 
Denkens.

Dritter Teil: Sozialistische Transformation als gemeinsamer 
Lernprozess und der Marxismus als offenes Projekt

Wie die 68er das Denken Althussers veränderten

Althusser hingegen war gewillt von den Ereignissen des Mai zu lernen und reagierte 
darauf mit seiner Theorie der ideologischen Staatsapparate (kurz: ISA), die vor allem
eine Erkenntnis zum Ausdruck bringt: Das kapitalistische System kann die 
Reproduktion der Arbeitskraft nicht allein im Betrieb leisten, sondern benötigt 
Apparate außerhalb des Betriebes, die Denken und Handeln der Individuen im Sinne 
der herrschenden Ordnung formen. Wir sollten uns nicht von dem Ausdruck 
„Staatsapparate“ täuschen lassen, denn es geht Althusser nicht nur um jene 
Institutionen, die in staatlicher Hand liegen. Vielmehr sind damit all jene 
gesellschaftlichen Apparate gemeint, die die herrschende Ordnung stabilisieren und 
reproduzieren, d.h. der Begriff umfasst auch Institutionen wie die Kirche, die Familie 
oder kulturelle Praktiken. Nicht nur die doppelte Freiheit des Lohnarbeiters und das 
Privateigentum an Produktionsmitteln sind daher notwendige Elemente der 
kapitalistischen Ordnung. Althusser stellt dabei den schulischen ISA als besonders 
wichtigen Apparat heraus, denn er prägt die Individuen so lange und so intensiv wie 
kein anderer. Er reagiert damit eindeutig auf die Ereignisse des Mai ’68.
Absolute Gewissheit über den richtigen Weg kann es also in einer komplexen 
Gesellschaft nicht geben. Selbst wenn das Lohnarbeitsverhältnis für das 
kapitalistische System zentral ist, so folgt daraus noch nicht, dass der Kampf für die 
Veränderung des Ganzen nicht auch von anderen Orten ausgehen und sich mit den 
Kämpfen der Arbeiter verbinden kann. Die Komplexität der Herrschaft impliziert 
eine Vielfalt von möglichen Ansatzpunkten des Kampfes. Der Fokus auf die 
staatliche Macht verdeckt daher die eigentliche Komplexität der 
Herrschaftsverhältnisse, denn leicht übersieht ein solches Denken, wie sehr auch die 
kapitalistische Ökonomie von den Leistungen anderer Ebenen abhängig ist.
Gerade an der Wende zum post-fordistischen Zeitalter wurde jedoch die wichtige 
Funktion des wissenschaftlichen Betriebes im kapitalistischen System deutlich; die 
Studierendenbewegung setzte daher durchaus an einem vulnerablen Punkt an, denn 



die Krise der Universität führt potenziell zur Krise des Ganzen. Von wo aus der 
Kampf aufgenommen wird, mittels welcher Narrative und Praktiken er mit dem 
Kampf um das Ganze verbunden wird, ist daher niemals apriorisch festgelegt, 
sondern hängt auch immer von den konkreten Handlungen der beteiligten Akteure 
ab. Worauf es daher ankommt, ist das emanzipatorische Potenzial eines Kampfes zu 
erkennen und ihn mit dem Kampf für die sozialistische Transformation zu verbinden.

Von den Universitäten ausgehend eröffnete die Studierendenbewegung diesen 
Kampf. Dabei verband sie Themen des universitären Alltags mit 
gesamtgesellschaftlichen Problemen und erreichte so eine unglaubliche 
Mobilisierung der Studierenden. Der Begriff der autogestion hätte dabei durchaus als 
strategisches Narrativ zur Verbindung der verschiedenen Kämpfe dienen können, 
denn er schließt keineswegs eine Problematisierung der Eigentumsordnung aus.
Desweiteren ist die Aktivierung der Individuen eine wesentliche Bedingung der 
sozialistischen Transformation, denn schließlich kann es uns als Marxisten um nichts
anderes gehen, als den Individuen dabei zu helfen ihre eigene Befreiung mitsamt der 
Befreiung aller anderen selbst in die Hand zu nehmen. Die Bewegung der 
Studierenden erkannte diese Notwendigkeit; ihr Denken und Handeln war daher 
wesentlich ideologische Reflexion derselben, als Reaktion auf den Immobilismus, 
wie er von einer allzu hierarchischen und autoritären Parteistruktur herrühren kann. 
Allerdings blockierte die Überbetonung der Praxis theoretische Klärungsprozesse, 
die notwendig gewesen wären, damit diese Bewegung in der entscheidenden Phase 
eine sinnvolle Strategie hätte entwickeln können. Dafür wäre es sicherlich von 
großem Nutzen gewesen, offener für die Organisationen der Alten Linken zu sein, um
von ihren praktischen Erfahrungen, insbesondere aber von ihren theoretischen 
Fähigkeiten profitieren zu können. Der hartnäckige Antiinstitutionalismus der 
Bewegung führte sie in eine politische Sackgasse.
Die größten Erfolge wurden im Mai ’68 jedoch dann erzielt, wenn Neue und Alte 
Linke einander begegneten und in die selbe Stoßrichtung wirkten. Für kurze 
Momente kamen Organisationsverständnis und Spontaneität zusammen, auch wenn 
dieses spannungsvolle Verhältnis nicht lange bestand. 
Leider waren die Organisationen der Alten Linken der Ansicht nichts von diesen 
jungen Leuten lernen zu müssen. Hätten sie die Praxis der Studierendenbewegung auf
sich einwirken und sich durch diese verändern lassen, anstatt auf der eigenen 
„Wahrheit“ zu beharren, dann hätte die kommunistische Partei eine echte Erneuerung 
erleben können, die für beide Seiten hilfreich gewesen wäre. Wäre die Bereitschaft 
dagewesen von der jeweils anderen Seite zu lernen, dann wäre wirklich alles möglich
gewesen. Das Verhältnis von Theorie und Praxis in seinem spannungsvollen 
Miteinander zu halten, weder der einen noch der anderen Seite das Primat zu geben, 
sondern beide Seiten durch die jeweils andere bereichern zu lassen, wird so zur 
conditio sine qua non wirklicher Emanzipation.

Wir sollten uns die sozialistische Transformation daher als gemeinsamen Lernprozess
vorstellen, der immer auch eine wesentliche Offenheit in der Vorgehensweise und den
Ergebnissen beinhaltet. Dabei gilt es zwei Extreme zu vermeiden, die ich als als 



Überbetonung der Theorie bzw. der Praxis10 zu bestimmen versucht habe. Auf der 
Seite der Praxis kann es daher nicht um die Mobilisierung um ihrer selbst willen 
gehen, denn für die sozialistische Transformation kann es keine Indifferenz 
gegenüber den Zielen der Bewegung und den Vorstellungen der beteiligten Akteure 
geben. Damit würden wir auf den Standpunkt des Spontaneismus zurückfallen, der 
letztlich sehr schnell dazu führt, dass sich eine Bewegung in einer Art von 
dauerhafter Getriebenheit verläuft und es den herrschenden Mächten sehr einfach 
macht, die Ordnung zu sichern. Die Theorie kommt hier ins Spiel, indem sie die 
notwendigen Elemente des Transformationsprojektes aufzeigt und die theoretischen 
Mittel zur Kritik der herrschenden Ordnung bereitstellt. Sie „singt den Verhältnissen 
ihre eigene Melodie vor“, wie Marx es einst ausdrückte. Die Theorie des 
kapitalistischen Systems, wie er sie im Kapital entwickelte, lässt uns zum Beispiel 
den engen Zusammenhang von Herrschafts- und Eigentumsverhältnissen sehen und 
macht so deutlich, dass eine post-kapitalistische Gesellschaft ohne eine Änderung an 
diesem Punkt unmöglich wäre. Wir können mit dieser Theorie jedoch auch die 
herrschende Ideologie entlarven, indem wir uns zum Beispiel das Kapitel über die 
ursprüngliche Akkumulation oder die Ausführungen zum Prozess der 
Kapitalakkumulation anschauen und so die wirklichen Quellen des ausufernden 
Reichtums einer kleinen Minderheit erkennen und zeigen können, dass diese nicht in 
der eigenen, sondern in fremder Arbeit liegen.
Allerdings ist die Theorie in einem gewissen Sinne immer lokal und begrenzt; sie 
kann gewisse Zusammenhänge sichtbar machen und partiell kann dies auch 
Lösungsansätze implizieren. Jedoch ist und war der Marxismus nie eine vollständige 
Theorie der Gesellschaft o.ä., aus der sich dann der notwendige Verlauf der 
Geschichte deduzieren ließe.

Etienne Balibar, ein Schüler Althussers, hat einen wesentlichen Beitrag dazu 
geleistet, die wesenhafte Offenheit des Marxismus zu erhellen. Auch sein Text zu den
„Grundbegriffen des historischen Materialismus“ ist im Kontext von „Das Kapital 
lesen“ entstanden. Darin geht Balibar wie Althusser vom Marxschen Hauptwerk aus, 
um aufzuzeigen, dass schon bei ihm diese offene Leseart angelegt ist. Er untersucht 
u.a. die Entstehung und den Übergang von einer Gesellschaftsformation zu einer 
anderen. So stellt er fest: „Ein und dasselbe Ensemble von Voraussetzungen [für die 
Entstehung des Kapitalismus; Anm. d. Autors] entspricht mehreren Reihen von 
historischen Bedingungen […] Es gibt also eine Pluralität von 
Konstituierungsprozessen der Struktur, welche schließlich alle zu demselben Resultat 
führen.“ (Balibar, S.111) Die Entstehung des Kapitalismus erfolgte demnach nicht 
aus der Evolution des Feudalismus, sich gleichsam mit Notwendigkeit aus diesem 
entwickelnd. Die beiden konstitutiven Elemente der kapitalistischen Ordnung, der 
doppelt freie Lohnarbeiter auf der einen und das Geldkapital auf der anderen Seite, 
haben beide eine eigene Geschichte und ihr Zusammentreffen ist daher in gewissem 
Sinne auch von kontingenten Umständen abhängig. Auch der Kapitalismus 
10 Selbstverständlich behält die Gegenüberstellung von Theorie und Praxis in dieser Arbeit einen gewissermaßen 

artifiziell anmutenden exponierten Charakter. In der Realität gibt es eine Vielzahl  solcher Spannungsverhältnisse 
und Widersprüche wie etwa zwischen Spontaneität und Organisation, Ereignis und Prozess, zentraler Machtstruktur 
und konkreter Konfliktverdichtung, Pluralität und Kooperation uvm.



transformiert sich nicht automatisch in ein post-kapitalistisches System. Marx 
beschreibt zwar inhärente Tendenzen der Entwicklung dieses Systems (Konzentration
des Kapitals, Vergesellschaftung der Produktivkräfte, tendenzieller Fall der Profitrate 
durch Steigerung des Anteils des konstanten Kapitals usw.), doch gleichzeitig wirken 
andere Tendenzen, wie z.B. die Ausweitung kapitalistischer Verhältnisse oder die 
Intensivierung der Arbeit, diesen Tendenzen entgegen; jedoch nicht im Sinne von 
völlig kontingenten empirischen Tatsachen, die die Entfaltung dieser vermeintlich die
Überwindung des Kapitalismus implizierenden Tendenzen eindämmen, sondern 
anderen Tendenzen, die ebenfalls aus der Struktur des kapitalistischen Systems 
entspringen und durch diese Struktur begrenzt werden. Das heißt, dass der 
Kapitalismus auch nicht „an sich“ betrachtet, also notwendigerweise überwunden 
werden muss (Vgl, Balibar, S.118). Auch ein Blick auf die Geschichte lehrt uns, dass 
der Kapitalismus enorme Anpassungspotenziale besitzt und seine chronisch 
auftretenden Krisen nicht automatisch zu seiner Überwindung führen. Jedoch bieten 
sie Ansatzpunkte der Kritik und schaffen ein latentes Konfliktpotenzial bei den 
Individuen, welches in eine sozialistische Transformationsstrategie eingefügt werden 
kann. Denn die wahre Beschränkung liegt im Kapitalverhältnis selbst, dass die 
Produktion von gesellschaftlichen Reichtum immer nur auf die Produktion von Profit 
beschränkt. (Vgl. Balibar, S.123ff)
Ich referiere diesen Punkt, weil ich klarstellen möchte, dass wir den Marxismus nicht 
als Eschatologie auffassen sollten. Balibars Untersuchung stellt ihn als Theorie dar, 
der immer auch eine Offenheit für politische Interventionen lässt. Eine 
Gesellschaftsformation geht nicht automatisch in eine andere über, aber sie produziert
die Elemente, die zur Konstituierung einer neuen Gesellschaft dienen können; diese 
müssen jedoch aufgefunden und aktiv verbunden werden, um diesen Übergang zu 
leisten. Diese Theorie lässt folglich immer auch Raum für eine nicht von ihr 
determinierte Praxis. Solch eine Auffassung des Marxismus steht in einem klaren 
Gegensatz zum eschatologischen Marxismus, wie ihn die Vordenker der Neuen 
Linken ablehnten. Er möchte demnach gar keine vollständige Theorie von 
Entstehung, Bewegung und Ende des kapitalistischen Systems sein. So verstanden 
hätte die Gruppe um Socialisme ou Barbarie sich gar nicht vom Marxismus 
abwenden müssen, stattdessen kann dieser erneuerte Marxismus die Ideen der Neuen 
Linken integrieren.

Auf diese Weise kann der Marxismus Theorie und Praxis in ihrem 
Spannungsverhältnis halten, anstatt nach einer Auflösung zugunsten des Primats einer
Seite zu streben. Ideologische Ansätze zeichnen sich im Gegensatz dazu durch eine 
solche Überbetonung aus und auch wenn sie damit gewissen Bedürfnissen Rechnung 
tragen und so kurzfristige Erfolge in der Mobilisierung erzielen, scheitern sie doch 
auf längere Sicht oft an den Verblendungen, die sie selbst produzieren. Sozialistische 
Transformation braucht die Eigeninitiative der Individuen genau so wie Organisation 
und theoretisches Verständnis. Sie benötigt kritische und selbstkritische Menschen, 
die eigenständig dazu in der Lage sind im Sinne der Emanzipation zu wirken, anstatt 
blind einer Führung zu folgen, die sie in den Kommunismus zu führen vorgibt.  
Oft fordern entpolitisierte Menschen, dass man ihnen einen vollständigen Plan für die



neue Gesellschaft vorlegt bzw. sie fragen dann in pseudo- kritischer Manier nach den 
kleinsten Details der neuen Ordnung, die tatsächlich niemand heute kennen muss. 
Wir sollten auch gar nicht den Anspruch haben auf alle entscheidenden Fragen die 
Antwort zu kennen. Ich denke, dass es bei sozialistischer Transformation vielmehr 
darum geht, eine Öffnung der Situation herbeizuführen, die es möglichst vielen 
Menschen erlaubt, sich an der Transformationspraxis zu beteiligen. Denn wir 
brauchen eine Vielfalt an klugen Köpfen, anpackenden Händen und mitfühlenden 
Herzen, um die großen Probleme unserer Zeit angehen zu können. Anstatt an eine 
Avantgarde zu denken, die das befreiende Wissen besitzt und nur noch überzeugen 
muss, sollten wir uns Transformation als gemeinsamen Lernprozess vorstellen, bei 
dem sich die beteiligten Akteure selbst verändern. Das gilt nicht nur für die Massen, 
die beispielsweise im Generalstreik ihre eigene Macht erfahren, wie Luxemburgs 
Massenstreiktheorie es beschreibt, sondern auch die Akteure der Linken, die gewillt 
sein müssen, von den Massen zu lernen.11

Denn der Marxismus ist keine allumfassende Theorie. Wer diese Auffassung vertritt, 
befindet sich immer schon in der Nähe derjenigen, die den Marxismus zur Doktrin 
eines Herrschaftssystems machen wollen. Anstatt ihn zu glorifizieren, sollten wir den 
Marxismus daher als das nehmen, was er ist: Eine Theorie des kapitalistischen 
Systems. Als solche ist er wie jede Theorie begrenzt und lokal. „Ich bin der Meinung,
daß die marxistische Theorie ‚endlich’, begrenzt ist: sie ist begrenzt auf die Analyse 
der kapitalistischen Produktionsweise und ihrer widersprüchlichen Tendenzen, die die
Möglichkeit des Übergangs zur Abschaffung des Kapitalismus und seiner Ersetzung 
durch ‚etwas anderes’ eröffnet, das sich bereits in Umrissen in der kapitalistischen 
Gesellschaft abzeichnet. Ich glaube, daß die marxistische Theorie genau das 
Gegenteil einer Geschichtsphilosophie ist, die die gesamte Menschheitsentwicklung 
umfassen würde und folglich in der Lage wäre, positiv ihr Ende zu definieren […]“ 
(Zitat, KdM, S.71)vii

Die marxistische Theorie wird so zu einem Instrument zur Analyse der konkreten 
Lage; sie ist damit eines von vielen Mitteln, das wir in unserem Streben nach 
Emanzipation sinnvoll und adäquat nutzen müssen.

Anstatt also Patentlösungen anzubieten, sollte der Marxismus das Problem der 
politischen Aktivierung in den Mittelpunkt rücken; d.h. ein Aktivierungsdispositiv12 

bereitstellen. Unter einem solchen Aktivierungsdispositiv verstehe ich ein Set an 
Elementen (Theorie, politische Praktiken, Kunst, Kultur etc.), das es den Menschen 
erlaubt zu den Subjekten der eigenen Befreiung zu werden und die Gesellschaft aktiv 
zu gestalten. Die Praxis der sozialistischen Transformation setzt sich folglich aus 
verschiedenen lokalen Praktiken zusammen, die sich zur „Einheit eines Bruchs“ (Vgl.
Foucault; „Der Wille zum Wissen“, S.118)viii mit dem Ganzen zusammenfügen. 

11 Vgl. Rosa Luxemburgs Schrift zum Massenstreik; hier zeigt sich in ausgezeichneter Weise der notwendige 
wechselseitige Lernprozess von Basis und „Führung“. Rosa Luxemburg: Gesammelte Werke, Bd. 2, Berlin 1986, 
S. 93–170, zu finden auch auf https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1906/mapage/

12 Den Begriff habe ich von Frigga Haug übernommen. Vgl. hierzu Haug, S,185 in „Die Tranformation muss am 
Herrschaftsknoten ansetzen“ in „Futuring – Perspektiven der Transformation im Kapitalismus und darüber hinaus“, 
Westfälisches Dampfboot, Münster 2014



Dafür braucht es unter anderem strategische Narrative, die die Kräfte der verstreuten 
Widerstände bündeln können und hierbei spielt Ideologie wieder eine zentrale Rolle.

Vierter Teil: Ideologie als Produktion von Subjekten

Ideologie als Produktion von Subjekten

Bisher habe ich Ideologie vor allem im Sinne eines interessengeleiteten 
reduktionistischen Denkens der Gesellschaft im Unterschied zu einem 
„wissenschaftlichen Denken“ aufgefasst, welches die Komplexität der Gesellschaft 
berücksichtigt. Dies entsprach in etwa der Verwendung des Ideologiebegriffs in „Das 
Kapital lesen“. Für den folgenden Teil muss der Ideologiebegriff jedoch ausgeweitet 
werden, denn es gilt zu begreifen, wie eng Ideologie und Aktivierung 
zusammenhängen.
Meist sind mit Ideologie Vorstellungen gemeint, die reine Konstrukte sind, d.h. der 
Wirklichkeit nicht entsprechen oder diese zumindest verzerrt darstellen. Bei Althusser
hingegen „[…] stellt [die Ideologie, Anm. d. Autors] das imaginäre Verhältnis der 
Individuen zu ihren wirklichen Lebensbedingungen dar“. (Zitat ISA, S. 15)ix Nicht 
die Wirklichkeit, sondern das subjektive Verhältnis, dass die Individuen zu ihr 
eingehen, ist Gegenstand der Ideologie. Als Beispiel führt Althusser die Perspektive 
des Kapitalisten auf den Verwertungsprozess an. Scheinbar befinden wir uns damit 
erst einmal auf der Ebene des Bewusstseins. Dementsprechend erscheint dann auch 
der ideologische Kampf als rein diskursiver „Kampf um die Köpfe“ und es würde 
folglich genügen, einfach anders zu denken, um sich von der herrschenden Ideologie 
frei zu machen. Zwar mag dies teilweise zutreffen, jedoch verdeckt eine solche 
Auffassung die tatsächliche Materialität der Wirkungen der Ideologie. „Die Ideologie 
hat eine materielle Existenz.“ (Zitat ISA,S.17) Es geht bei ihr nämlich nicht nur um 
das, was gesagt wird; denn so würden wir die Ideologie nur da zu fassen bekommen, 
wo sie sich sprachlich artikuliert, und das tut sie nur in besonderen Fällen. Meist 
nutzt die Ideologie viel subtilere Wirkungsweise, um ihre Effekte zu erzielen: Sie 
macht sich gleichsam unsichtbar und wirkt doch sehr materiell auf die Individuen, 
ohne dass diesen dieser Umstand bewusst wäre. Denn sie existiert in den 



gesellschaftlichen Apparaten und ihren Praktiken, also dem, was uns oft als einfache 
Tatsache ohne ideologische Dimension erscheint. Auch das „imaginäre Verhältnis der
Individuen zu ihren Lebensbedingungen“ existiert demnach materiell in der Form 
einer Praxis.
Wie aber kann Ideologie materiell in den Praktiken existieren und gleichzeitig das 
imaginäre Verhältnis der Individuen zu ihren Lebensbedingungen darstellen? Handelt
es sich bei ihr nun um eine objektive Struktur oder eine subjektive Haltung? 
Tatsächlich ist Ideologie beides, in dem Sinne, dass sie durch ihre Materialität eine 
Subjektivierung der Individuen bewirkt.
Althusser schreibt: „Die Ideologie ruft die Individuen als Subjekte an“ (ISA, S.19).
Wir können uns diesen Prozess der Subjektivierung ohne Probleme ganz konkret 
vorstellen. Bei Foucault findet sich ein tolles Beispiel in seiner Beschreibung des 
Benthamschen Panopticons:  Die gesamte Gestaltung dieses idealen 
Gefängniskomplexes als ringförmigem Gebäude mit einem zentralen 
Überwachungsturm in der Mitte, der selbst nicht einsehbar ist, und ringsherum 
angeordneten Gefängniszellen mit großen Fenstern zur Mitte und nach außen hin, 
schreibt die Macht des Aufsehers über die jederzeit beobachtbaren Gefangenen fest. 
Die Gefangenen, die wissen, dass sie beobachtet werden, verhalten sich 
dementsprechend anders. (Vgl. ÜuS, S.251ff.)x

Herrschaft verwirklicht sich eben dadurch, dass die Individuen sich bestimmten 
Praktiken unterwerfen und so zu unterworfenen Subjekten werden. Die braven 
Schulkinder, der fleißige Arbeiter, die apolitische Nichtwählerin – all diese Subjekte 
konstituieren sich dadurch, dass sie auf die sie umgebene Wirklichkeit und den aus 
ihr kommenden Anforderungen in entsprechender Weise reagieren.
Bei der herrschenden Ideologie geht es folglich um eine grundlegende 
Subjektivierung der Menschen im Sinne der herrschenden Ordnung, d.h. Denken und 
Handeln der Individuen wird zum Zwecke ihrer Beherrschung geformt. Mit dem 
Begriff der Interpellation beschreibt Althusser diese Subjektivierung. „Die Ideologie 
ruft die Individuen als Subjekte an“ und die Subjekte antworten eben durch diese 
Subjektivierung, d.h. sie werden gemäß den Intentionen der Macht zu eben diesen 
unterdrückten Subjekten (Vgl. ISA, S.19f.). Ohne diese Apparate könnte sich keine 
Herrschaft halten, denn nur sie garantieren den Gehorsam gegenüber der 
herrschenden Ordnung auf effektive Weise. Dagegen wäre ein Herrschaftssystem, das
nur mittels Repression funktioniert, alles andere als stabil, denn es müsste ständig 
gegen den Widerstand der Individuen ankämpfen. Durch Ideologie jedoch werden die
Individuen zu Subjekten, die ihre Beherrschung von sich aus affirmieren.

Wenn Ideologie wesentlich Konstituierung von Subjekten ist, dann hängt sie eng mit 
dem Begriff des Lernens zusammen. Für die Existenzweise des Menschen sind 
Ideologie und Lernen gleichermaßen konstitutiv: Wir sind immer Subjekte, weil dies 
notwendig ist, um überhaupt handeln zu können. „Daraus ergibt sich also, daß ein 
Subjekt handelt, insofern es durch das folgende System bewegt wird […] eine in 
einem materiellen ideologischen Apparat existierende Ideologie, die bestimmte 
materielle durch ein materielles Ritual geregelte Praktiken vorschreibt, wobei diese 
Praktiken wiederum in den materiellen Handlungen eines Subjektes existieren, das 



mit vollem Bewusstsein seinem Glauben entsprechend handelt.“ (ISA, S.19) Indem 
wir aber bestimmte Handlungen vollziehen, verändern wir unser Selbst, d.h. wir 
lernen.
Heutzutage ist aus den Neurowissenschaften bekannt, wie grundlegend das Gehirn 
auf das Lernen ausgerichtet ist. Es verändert sich ständig mit jeder Handlung; 
bestimmte Muster werden verstärkt, neu auf- oder abgebaut und das bis an unser 
Lebensende. Ohne unterstellen zu wollen, der Mensch sei sein Gehirn, finden wir in 
der Plastizität des Gehirns doch ein starkes Indiz dafür, dass sich der Mensch mit 
allem, was er tut und was ihm widerfährt, ständig verändert. Ich denke, es wäre nicht 
übertrieben zu sagen, Lernen mache das Wesen des Menschen viel eher aus als die 
Arbeit.

Der ideologische Kampf: Chancen und Risiken

Aktivierung im Sinne der sozialistischen Transformation verlangt demnach von uns 
darauf zu achten, in welche Lernprozesse die Individuen von der herrschenden 
Ordnung eingebunden werden. Gleichzeitig müssen wir überlegen, welche 
Alternativen wir anbieten können, um den Individuen eine Resubjektivierung im 
Sinne unseres emanzipatorischen Vorhabens zu ermöglichen. Dies macht den 
ideologischen Kampf aus, welcher in allen Bereichen der Gesellschaft stattfindet. Es 
geht nicht länger darum ein „falsches Bewusstsein“ durch die Wahrheit aufzuklären, 
sondern darum, ein Set von Elementen so einzusetzen, dass den Individuen 
Möglichkeiten geboten werden, sich aktiv in den Kampf um das Ganze einzubringen, 
d.h. sich aus ihrer apolitischen Existenz zu lösen und als politische und kritische 
Subjekte an der Befreiung teilzunehmen.

Strategische Narrative können dazu dienen Praktiken zusammenzufassen und sie auf 
ein gewisses Ziel hin auszurichten. Unter einem Oberbegriff werden Deutungsmuster 
und Handlungsperspektiven angeboten, wodurch heterogene Handlungsträger 
Gemeinsamkeiten finden und zu Bündnissen bewogen werden können. 
„Entfremdung“ ist solch ein Narrativ, auch die oben diskutierte 
„Repressionshypothese“ zählt zu diesen Narrativen, die sich leicht auf die 
verschiedensten Situationen anwenden lassen. Allerdings müssen wir darauf achten, 
ob wir gerade bewusst vereinfachend über eine Sache sprechen oder ob wir 
wissenschaftlich korrekt sein wollen, denn es findet sich immer jemand, der das 
Gesagte zu ernst nimmt. Wir können auch nicht erwarten, dass die Individuen alle 
theoretisch so geschult sind, dass sie sich keiner Vereinfachungen mehr bedienen. 
Dort jedoch, wo die wirklichen Verhältnisse komplexer sind als das Narrativ, muss 
auch die Transformationsstrategie komplexer sein; d.h. abwägend und 
differenzierend, anstatt vereinfachend vorgehen.
Wir müssen daher versuchen Narrative strategisch einzusetzen, ohne ihnen gänzlich 
zu verfallen und so nur noch unseren Konstrukten hinterherzujagen. Die eigene 
Ideologie ist für das Individuum immer evident, es fällt ihm daher nicht schwer, 
überall das zu sehen, was es sucht. (Vgl. ISA, S.20) Es ist nicht willkürlich, welche 



aktivierenden Narrative wir anbieten, denn bei unserem Aktivierungsdispositiv geht 
es schließlich um eine ganz bestimmte Aktivierung, die nur dann zu Stande kommt, 
wenn das Individuum lernt, kritisch zu denken und zu handeln. Ein bestimmtes 
Phänomen einfach zu hypostasieren und es zum Grundwiderspruch der Gesellschaft 
zu erklären, führt schnell zum Dogmatismus, der die Emanzipation unmöglich macht,
wenn so auch eine schnelle Mobilisierung möglich ist. Mobilisierung ist jedoch kein 
Selbstzweck, es sei denn die Sache mit der Befreiung wäre wirklich so einfach, wie 
manche Narrative es behaupten. Das Aktivierungsdispositiv einer sozialistischen 
Transformation kann daher nicht bedingungslose Mobilisierung anstreben, was 
letztlich bedeuten würde wieder auf die Behauptung eines Primats der Praxis 
zurückzufallen. Oft steht dahinter ein naiver Spontaneismus, gekoppelt mit der 
Vorstellung, die Bekämpfung des Bestehenden wäre bereits hinreichende Bedingung 
für die Schaffung des Neuen. Um das Aktivierungsdispositiv richtig aufzufassen, gilt 
es daher weiterhin die differenzielle Einheit von Theorie und Praxis im Blick zu 
behalten. Eine Mobilisierungsstrategie, die indifferent gegenüber ihren Mitteln, d.h. 
den eingesetzten Narrativen und Handlungsangeboten, ist und alles der Mobilisierung
und damit einem falschen Primat der Praxis unterordnet, ist letztlich nie im Sinne der 
sozialistischen Transformation: So wird zum Beispiel die Theorie zum bloßen 
technischen Instrument eines rein ideologischen Kampfes um Deutungshoheit und 
Hegemonie. In diesem Kampf macht eine nähere Beschäftigung mit Theorie immer 
nur in Hinblick auf strategische Ziele Sinn, die von den Notwendigkeiten der 
politischen Praxis vorgegeben werden. Die Theorie vermag es nicht mehr eine 
wirkliche Erkenntnis der Gesellschaft zu liefern; auch moralische Überlegungen 
haben keinen legitimen Gegenstand mehr. Ein solche „Weltanschauung“ vermag es 
nur schwerlich, in irgendeiner Weise die Richtigkeit des eigenen Ziels anzugeben. In 
letzter Konsequenz befinden wir uns also in der Situation eines puren Machtkampfes,
in dem alle Mittel Recht und das Ziel die Macht ist.
Und diese militarisierte Denkweise ist, wie ich glaube, unter Linken weiter verbreitet,
als einem lieb sein kann. Meiner persönlichen Erfahrung nach sind viele linke 
Gruppen aus dem studentischen Milieu so eingestellt, dass ihre Praxis eher an den 
kapitalistischen Verwertungsprozess als an einen gemeinsamen Lernprozess erinnert. 
Das Betätigungsfeld wird nur in Hinblick darauf ausgewählt, ob sich dadurch eine 
Mobilisierung erreichen lässt, die vorhandenen Ressourcen, menschliche und nicht-
menschliche, sollen profitbringend darauf verwendet werden, die Bewegung wachsen
zu lassen. Voller Aufopferung vergessen die Individuen sich selbst und dienen nur 
noch der vermeintlich guten Sache. Allerdings bleibt oft wenig Zeit, um über diese 
Sache zu diskutieren, weil schon die nächste Aktion ansteht. Wenn z.B. die 
Bewegung der Refugees in Berlin nur dann zu unterstützen ist, wenn sich dadurch 
neue Mitglieder gewinnen lassen, dann frage ich mich, wozu solche Gruppen 
überhaupt aktiv sind.
In ihnen entstehen vielleicht gute Soldaten, kritische Köpfe jedoch seltener, denn 
auch die Individuen werden durch diese Herangehensweise instrumentalisiert. Sie 
sollen die technischen Aufgaben der Mobilisierung verwalten und dabei die Ideologie
manipulativ einsetzen, die sie vorher dogmatisch geschluckt haben. Selten wird dabei
reflektiert, mit welchem Blick die eigene Gruppe, die vorgibt der Emanzipation 



dienen zu wollen und Menschlichkeit anzustreben, auf Menschen schaut.
Demgegenüber würde eine Gruppe, die versucht ein Aktivierungsdispositiv in 
unserem Sinne herzustellen, auch darauf achten, in welche Lernprozesse sie die 
eigenen Mitglieder einbindet. Neben den Effekten nach außen wäre das Innenleben 
der Gruppe ein ebenso bedeutsamer Raum der Tätigkeit. Sie würde daher versuchen 
einer anderen Entwicklungslogik zu folgen. Anstatt also eine Art 
Selbstkommodifizierung zu betreiben, würde sie sich vielleicht an dem Vorschlag von
Michael Brie orientieren und die Form FG-I-P-FG'-I' als Entwicklungsmodell 
anstreben und an die Stelle von G-W-G’ setzen. In diesem Modell werden die 
vorhandenen Freiheitsgüter (FG) von den Individuen (I) eingesetzt, um erweiterte 
Freiheitsgüter (FG’) zu produzieren (P), die wiederum die Individuen bereichern (I’). 
Eine Gruppe, die ihre Tätigkeit so versteht, würde dann z.B. schauen, wie ihre 
Mitglieder einander behilflich sein können, indem sie ihr Wissen und ihre 
Fähigkeiten teilen, d.h. solidarisch miteinander umgehen, sodass sie nach einem 
halben Jahr politischer Tätigkeit nicht vor dem Burnout stehen, sondern gemeinsam 
gereift und gewachsen sind. Solche Erfahrungen können wirklich prägend sein und 
garantieren viel eher ein dauerhaftes Engagement. Neben den quantitativen müssen 
also auch immer die qualitativen Effekte einer politischen Praxis bedacht werden.
Nicht ohne Grund schrecken viele davor zurück, sich in linke Gruppen einzubinden, 
wenn diese schon von außen wie reine „Mobimaschinen“ wirken. Aus Gesprächen 
mit vielen Freunden, von denen ich glaube, dass sie eine sehr kritische Haltung 
besitzen, die nur noch nicht in eine kritische Praxis überführt wurde, höre ich diese 
Angst vor dem Instrumentalisiert-Werden und der Überforderung sowie das Gefühl 
die Gruppe nicht durch den eigenen Beitrag verändern zu können, sondern ihre 
Dogmen schlucken zu müssen, immer wieder heraus. Und zumindest in Bezug auf 
meine persönlichen Erfahrungen in meiner Zeit in Berlin muss ich ihnen da leider 
Recht geben.
 
Solche Menschen werden auch nicht durch einen Alarmismus aktiviert. Es gibt 
genügend Menschen, die um die schrecklichen Zustände auf unserer Welt wissen, 
und doch glauben nichts tun zu können. Apokalyptische Narrative erzeugen eher 
Angst und Angst ist sicherlich kein guter Berater. So scheinen mir Menschen oft 
deswegen vor einem politischen Engagement zurückzuweichen, weil sie Angst vor 
den Konsequenzen einer solchen Entscheidung haben. Angst vor dem 
Erwartungsdruck, Angst vor der eigenen Schuld, Angst vor der Welt, die so schwer zu
verändern ist. In der Angst sind wir als Menschen jedoch blockiert. Flucht, 
Aggression oder völlige Erstarrung sind dann die typischen Reaktionen. Besser wäre 
es die politische Aktivität mit positiven Gefühlen zu verknüpfen, d.h. den Menschen 
zu zeigen, wie interessant und spaßig es sein kann, sich zu engagieren. Um aber nicht
einem stupiden Hedonismus zu verfallen, quasi zu glauben den Sozialismus auf 
Soliparties „herbeitanzen“ zu können, müssen die Individuen natürlich auch lernen, 
dass nicht bloß sinnlich berauschende Erfahrungen Freude erzeugen können. Wer mit 
Leidenschaft an einer Sache dran ist, macht sie erst wirklich gut. Was wir mit 
Begeisterung machen, prägt sich uns ein; was unter Druck und Angst geschieht, 
meiden wir. Auch das lehrt uns die neurowissenschaftliche Forschung, obwohl die 



eigene Erfahrung schon zu Genüge davon zeugt.
Begeisterung und Sehnsucht wecken und gleichzeitig realistisch bleiben, ein 
realistischer Optimismus, der den Menschen Lust auf Engagement für die gute Sache 
macht – so, denke ich, sollten linke Narrative auftreten, was jedoch nicht bedeuten 
soll, dass wir die schlimmen Verhältnisse nicht mehr beim Namen nennen sollten. 
Aber vielleicht empfiehlt es sich, dort, wo Schreckliches benannt wird, beizeiten 
humorvoll vorzugehen, um dem Ganzen ein wenig von seinem Schrecken zu nehmen.
Damit ist natürlich auch die große Bedeutsamkeit kultureller Elemente des 
Aktivierungsdispositivs angesprochen. Es ist sicherlich kein Zufall, dass 
fremdenfeindliche Einstellung oft genau dort auftreten, wo es gar nicht so viele 
Menschen mit Migrationshintergrund gibt, wie etwa in Dresden, wo die Zahl der 
Muslime vernachlässigbar gering ist. Mit kulturellen Formen Begegnungen zu 
fördern, verschiedenste Menschen gute Erfahrungen miteinander machen zu lassen, 
heißt letztlich, dass sie lernen, dass diese Vielfalt gut ist. In diesem Sinne brauchen 
wir viel mehr Feste, Grillveranstaltungen, Konzerte usw., bei denen Refugees und 
Einheimische zusammenkommen können.

Die Studierendenbewegung als ideologischer Kampf

Nachdem wir nun einige Chancen und Risiken des ideologischen Kampfes erörtert 
habe, wenden wir uns noch einmal der ’68er-Bewegung zu, um zu schauen, inwiefern
sie sich als ideologischer Kampf verstehen lässt.
Georges Marchais, führendes Mitglied der KPF, hatte durchaus recht, als er in einem 
Artikel in „L’humanité“ die radikalisierten Studierenden als „Bürgersöhne“ 
bezeichnete, die künftig selbst die Ausbeutung in den Betrieben organisieren würden 
(Vgl. GH, S.178). Tatsächlich war das soziale Milieu, aus dem die Studierenden in 
Nanterre stammten, bürgerlich geprägt. Aber darauf folgt nicht automatisch, dass sie 
nicht emanzipatorisch wirken könnten, wie Marchais behauptete. Wenn die 
Studierenden nämlich die zukünftigen Verwalter der Ausbeutung sind, dann 
konstituiert ihre Weigerung, sich von der Universität in diesem Sinne formen zu 
lassen, einen Angriff auf einen äußerst vulnerablen Punkt der Reproduktion der 
herrschenden Ordnung. Für Althusser ist der schulische ISA der bedeutsamste, weil er
die Individuen so lange und so tiefgreifend prägt wie kein anderer. In ihm werden 
nicht nur Fähigkeiten erlebt, die für das Funktionieren des Ganzen unabdingbar sind, 
sondern mit ihnen und durch sie werden die Individuen auch von der herrschenden 
Ideologie geformt (Vgl. ISA S.3 und 12). In den Bildungsapparaten gibt es demnach 
eine Art „hidden curriculum“, der sich durch die dort herrschenden Praktiken 
aufprägt. Von der Anordnung des Klassenraumes, das der Lehrerin eine Überwachung
ihrer Schüler ermöglicht, über das Benotungssystem, das es den Kindern erlaubt, 
Leistungsdruck und Konkurrenz zu erfahren, oder die Art, wie Themen wie Politik, 
Geschichte und Philosophie vermittelt werden, nämlich so, dass sich viele damit nicht
beschäftigen wollen, weil es scheinbar nur um das Auswendiglernen von Fakten geht,
bis hin zu der Art, wie Demokratie vorgelebt bzw. nicht gelebt wird, lernen wir alle in
den Bildungsapparaten sehr viel mehr als das, was im offiziellen Stundenplan steht. 



Und für die herrschende Ordnung ist es unbedingt notwendig die große Mehrzahl der 
Individuen auf diese Weise zu unterworfenen Subjekten zu machen, die diese 
Ordnung nicht in Frage stellen.

Nun befand sich das Bildungswesen in Frankreich zu jener Zeit in einer schweren 
Krise, die den reibungslosen Ablauf dieser Subjektivierung gefährdete: Es war nicht 
wirklich an die Erfordernisse einer sich wandelnden Ökonomie und an die immense 
Ausweitung der Zahl der Studierenden angepasst.
Latente Unzufriedenheit gab es an den Universitäten damals wie heute aus den 
verschiedensten Gründen. Viele Studierende, besonders jene der philosophischen 
Fakultät, blickten in eine ungewisse Zukunft, nicht wissend, ob sie überhaupt einen 
dem Studium entsprechenden Beruf würden ausüben können. Zudem gab es eine 
enorme Ungleichheit zwischen den Universitäten, an denen die zukünftigen Eliten 
ausgebildet werden, und den Universitäten für die Massen. Auch für die 
wissenschaftlichen Assistenten boten sich oft nur schlechte Aufstiegschancen; der 
Weg zur Professur blieb für viele ein nicht zu realisierender Traum.
In dieser Situation fielen die Aktionen der revoltierenden Studierenden auf 
fruchtbaren Boden, denn viele wollten diese Deklassierung nicht hinnehmen.

Der Campus von Nanterre war schon in seiner räumlichen Gestaltung darauf 
ausgelegt isolierte Subjekte zu produzieren. Ob beabsichtigt oder nicht, ein 
wirkliches Gemeinschaftsgefühl konnte dort kaum entstehen. „Nanterre war eine 
Ansammlung von Gebäuden aus Beton, Glas und Stahl, funktional und rational, doch 
dabei grau, kalt und kahl; Hallen, Gänge, Treppenhäuser und Räume wurden von 
gleißendem Neonlicht erhellt, das persönliche Kommunikation bereits im Ansatz 
brach. Alles war unpersönlich, nirgendwo Leben.“ (GH, S.116) Zum fehlenden 
kulturellen Angebot inner- und außerhalb des Campus, kam dann noch zusätzlich die 
illiberale Hausordnung der Wohnheime hinzu (Vgl. S.10 im vorliegenden Text). Dort 
setzten dann auch die ersten Proteste an: die Besetzung des Wohnheims war eine 
symbolische Aktion, doch sie durchbrach die herrschende Ordnung des Raumes und 
konstruierte für kurze Zeit einen neuen sozialen Raum, indem sich die Studierenden 
begegnen konnten; sie nutzten die Zeit der Besetzung daher für politische 
Diskussionen.
Dieses Muster des Durchbrechens und Neukonstruktion des sozialen Raumes findet 
sich immer wieder in den Aktionen der Studierendenbewegung. Sie schufen Räume, 
in denen sie andere Erfahrungen machten, die ihnen der universitäre Alltag nicht 
bieten konnte. Während des Streiks in Nanterre herrschte gewissermaßen ein 
Ausnahmezustand, der eine befreiende Resubjektivierung ermöglichte: Anstatt des 
üblichen Lehrbetriebes fanden politische Diskussionen statt, die andere 
Möglichkeiten, das Leben an der Universität zu gestalten, erkennen ließen und 
praktisch erfahrbar machten. Die Eroberung des sozialen Raumes und seine 
Neukonstruktion, zuerst im kleinen Maßstab in Nanterre, später in der besetzten 
Sorbonne in Paris, forderte die herrschende Ideologie im Bildungswesen heraus: Was 
Lernen bedeutet, wurde so in Frage gestellt. Die herrschende Ideologie sieht das 
Lernen als zeitlich und räumlich begrenzte Tätigkeit, die die Individuen befähigt, sich



als Erwachsene innerhalb der Gesellschaft bewegen zu können. Das heißt vor allem, 
dass die Individuen auf die Erfordernisse einer von der kapitalistischen Ökonomie 
dominierten Gesellschaft vorbereitet werden. Mit dem Austritt aus den 
Bildungsinstitutionen soll dieses Lernen sodann enden, damit das Arbeiten beginnen 
kann. Die Interventionen der Studierendenbewegung definierten das Lernen in einem 
ganz grundlegenden Sinne um, indem die Universitäten zu Orten der allseitigen 
Entwicklung des Menschen machen wollten. Und auch über den universitären 
Kontext hinaus wollten sie in der Gesellschaft Räume etablieren, die eine solche 
Entwicklung zuließen. Die Demokratisierung der Universitäten war daher nur ein 
erster Schritt auf diesem Weg. Letztlich sollten die Bildungsinstitutionen vollkommen
anders gestaltet werden.
Die Bewegung des 22. März nahm zu diesem Zweck das Konzept der „kritischen 
Universität“ auf: In ihr sollten die Studierenden den Lernprozess selbstständig 
gestalten. Gleichzeitig sollte sich die Universität auch für Nicht-Studierende öffnen, 
damit Menschen aus den verschiedensten Milieus gemeinsam gesellschaftspolitische, 
aber auch praktische Alltagsfragen diskutieren können. (Vgl. GH, S.159)

Die Strategie der direkten und provokativen Aktionen war für die Akteure der 
Studierendenbewegung das bevorzugte Mittel zur Herausforderung der herrschenden 
Ideologie. Indem sie selbst den Erwartungen widersprachen und sich offen gegen die 
herrschende Ordnung stellten, lebten sie andere Möglichkeiten vor und inspirierten 
und ermutigten andere ihrem Beispiel spontan zu folgen. Weiter oben habe ich bereits
ausführlich die dabei verwendeten Narrative angeführt und zu zeigen versucht, wieso 
sie anfangs so gut funktionierten. Im Sinne der Subjektivierungsprozesse lässt sich 
nun reformulieren: Die Strategie, die den Fokus auf die Repression lenkte, ging 
subversiv vor. Die Studierenden vernahmen die Anrufung (Interpellation) durch die 
Ideologie und antworteten ihr, jedoch ohne Gehorsam. Damit wendeten sie die 
herrschende Ideologie gegen diese selbst, indem sie ihre Existenz und ihre Funktion 
der Herrschaftssicherung explizit machten.
Die Repressionshypothese wirkte deswegen so aktivierend, weil die universitären und
staatlichen Autoritäten dieses Narrativ anfangs bestätigten. Die Studierenden waren 
nun gewissermaßen selbst in der aktiven Position, in der sie die Autoritäten zu einer 
gewissen Subjektivierung veranlassen konnte. Indem sie sie provozierten, 
beschworen sie gewissermaßen die Manifestation der Gewalt. Die Staatsmacht stellte 
sich folglich als repressives Subjekt dar, das Widerstand und Solidarisierung mit den 
von der Gewalt Betroffenen wahrscheinlich machte.

Die Nacht der Barrikaden schuf eine außerordentliche Situation, in der eine 
Resubjektivierung nicht nur der beteiligten Demonstranten, sondern von Individuen 
im ganzen Land zustande kam. Erst einmal hatten die Barrikaden eine symbolische 
Bedeutung, denn sie spielten auf die Barrikaden zu Zeiten der Pariser Kommune und 
bei der Befreiung der Stadt von den deutschen Besatzern an. Die Demonstranten 
suggerierten damit, dass ihre Bewegung in der Tradition französischer 
Befreiungskämpfe stehe. Allerdings waren die Barrikaden nicht wirklich zur 
Verteidigung gedacht, sondern stellten eher eine spielerische Praxis dar, die Spaß 



bereitete. Gleichzeitig sorgte die hautnahe Berichterstattung der Medien für eine 
Intensivierung des Subjektivierungsprozesses: Während die Barrikaden gebaut 
werden, bieten die Wortführer der Bewegung den Medien Narrative an, die das 
Geschehen erklären. Diese Narrative wirkten auf die Barrikadenbauer zurück und 
bestärken sie in ihrem positiven Gefühl. Gemeinsam erlebten die Demonstranten und 
mit ihnen alle, die der Berichterstattung im Radio folgten, ein Aufblühen in der 
Aktivität und wie sie dadurch zu neuen Menschen, zu Subjekten der Befreiung und 
befreiten Subjekten werden. Befreierin ist die Bewegung, weil sie für alle sichtbar der
staatlichen Macht trotzt, weil die Individuen die Isolation der bürgerlichen Existenz 
überwinden und einander begegnen. „Das subjektive  Erleben hinter den Barrikaden 
schlägt um in Freude, eine Art Feststimmung kommt auf, „Fraternité“ wird zur 
erfahrbaren Wirklichkeit […] Der Alltag ist durchbrochen, es herrscht eine 
außeralltägliche Situation, in der das Unmögliche möglich erscheint.“ (GH, S.245) 
Das dabei entstehende Gemeinschaftsgefühl ist Ausdruck der stattfindenden 
kollektiven Resubjektivierung: Die Wahrnehmung der Beteiligten und der 
Beobachter„synchronisieren“ sich, sie erleben dieselbe Geschichte, teilen dieselbe 
„öffentliche Zeit“ (Vgl. GH, S.233). Als dann anschließend die überaus brutale 
Räumungsaktion durchgeführt wird, nehmen Menschen überall im Land Anteil am 
Schicksal der Studierenden. Aus einer Angelegenheit einer Minderheit ist eine 
Angelegenheit aller geworden.

Auch die Betriebsbesetzungen sind ein Beispiel für die Rekonstruktion des sozialen 
Raums und der damit einhergehenden Resubjektivierung. Es scheint, als wäre es 
vielen Streikenden gar nicht primär um Lohnforderungen gegangen, sondern viel 
mehr darum, gegen die autoritären Strukturen in den Betrieben vorzugehen. „Nicht 
die Lohnfrage, so ein alter Arbeiter und CFDT-Vertreter im Betrieb, treibt am 16. Mai
die Arbeiter zur Streikaktion an, sondern die Freiheitsbeschränkungen innerhalb des 
Betriebes, die harschen Sanktionen als Reaktion auf kleinste Beschwerden der 
Arbeiter […].“ (Zitat, GH, S.289) Daher erhellt auch die inspirierende Wirkung der 
Kämpfe der Studierenden gegen die staatlichen Autoritäten. Kontakte zwischen 
jungen Arbeitern und Studierenden spielten dabei eine wichtige Rolle, ihre 
Begegnung ermöglichte es ihnen Gemeinsamkeiten zu finden und so in einem 
begrenzten Maße eine kollektive Identität herzustellen. „Sie bauten Barrieren und 
Vorurteile ab, z.B. das Bild von den Studenten als „fils de papa“, das nicht zuletzt von
der CGT gepflegt worden war. Sie schufen oder verstärkten das Bewusstsein von der 
Übertragbarkeit der Handlungsstrategien der Studenten auf die Arbeiterbewegung 
und der Chancen des Arbeiterprotestes vor dem Hintergrund der Studentenunruhen.“ 
(GH, S. 298f.) An diesem Vorbild orientiert, durchbrachen die Streikenden ebenfalls 
die institutionelle Ordnung und verschafften sich Gehör. In den Vollversammlungen 
ergriffen die Betroffenen selbst das Wort, anstatt andere für sich sprechen zu lassen. 
„Nicht was, sondern daß gesprochen wurde, machte das neue, einzigartige der 
Situation aus. Entscheidend war die Redefreiheit innerhalb des Betriebes […]“ (Zitat,
S.293) An der Ablehnung der Vereinbarung von Grenelle lässt sich ablesen, dass 
tatsächlich bei vielen eine Resubjektivierung stattgefunden hatte, denn die 
Streikenden waren nicht mehr gewillt, das Verhandlungsmonopol der 



Gewerkschaften zu akzeptieren, d.h. diese Organisationen stellvertretend für sie 
entscheiden zu lassen. Sie waren nicht mehr die stummen und passiven Subjekte, die 
eine Organisation brauchten, die für sie handelte. Stattdessen waren sie gewillt, dass 
Heft selbst in die Hand zu nehmen.

Resubjektivierung ist allerdings nur der erste Schritt auf dem Weg zu einer 
Neugestaltung der politischen Subjektivität. In geeigneten Kontexten kann sie 
spontan auftreten, wird sie jedoch nicht mit Inhalten und Perspektiven gefüllt, dann 
kann sie auch schnell wieder verschwinden. Resubjektivierung in diesem Sinne ist zu 
allererst eine Befreiung von der herrschenden Ideologie. Ihre Wirkungsweise ist auf 
dieser Ebene erst einmal rein destruktiv. Das Individuum befindet sich sodann in 
einem „leeren Raum“, den es nun zu füllen gilt. Wird diese Chance nicht genutzt, 
kann das Herrschaftssystem durch strategische Verschiebungen in der Ideologie 
reagieren, und so die Lücken schließen, die es angreifbar machten. Die 
Problematisierung der Sexualität ist hierfür ein Beispiel: Ihre Liberalisierung fand 
nach ’68 in geregelten Bahnen statt, welche die herrschende Ordnung nicht nur nicht 
gefährden konnten, sondern dieser sogar nützlich sind, weil sie die Sexualität 
erfolgreich kommodifizieren konnte.
Wird die herrschende Ideologie an einem Ort durchbrochen, öffnet sich für kurze Zeit
ein Möglichkeitsraum, der eine Neubestimmung von Mensch und Gesellschaft 
möglich macht.
Wenn nun jedoch die etablierten Organisationen und Institutionen mit konstruktiven 
Vorschlägen aufwarten können, diesen Möglichkeitsraum zu füllen, während die 
spontane Bewegung mangels Organisation dazu nicht in der Lage ist, dauert es nicht 
lange, bis die Individuen sich wieder dem Status quo beugen. So geschah es in den 
Betrieben, wo die Gewerkschaften ihre dominante Stellung sehr schnell 
wiedererlangen konnten.
Währenddessen blockierte sich die Studierendenbewegung durch ihren dogmatischen
Spontaneismus derart, dass in den von ihr eroberten Räumen keine stabilen neuen 
Identitäten aufgebaut werden konnten.
Ihre Ideologie war vor allem auf die spontane Aktivierung, d.h. auf diese erste 
Resubjektivierung ausgerichtet. Unwillens die so entfachten Kräfte in Bahnen zu 
lenken, vertrauten die studentischen Trägergruppen auf die schöpferische Kraft der 
Spontaneität. „Enthusiasmus hüllte das Bild der Zukunft ein, und das Vertrauen auf 
die kreative Kraft der mobilisierten, von Zwängen freigesetzten Masse bestärkte den 
Enthusiasmus, von dem einige annahmen, daß er die Führung der Bewegung 
übernehmen, sie leiten könnte.“ (GH, S.438f.) Tatsächlich boten die Vorgänge in den 
von den Studierenden besetzten Gebäuden ein anderes Bild: Im Theater Odéon z.B. 
fanden ständig Diskussionen statt, doch kamen diese nie zu irgendwelchen 
Ergebnissen. Jeder sprach von Revolution und doch wusste keiner so genau, was 
damit gemeint war bzw. ob nicht jeder etwas völlig anderes darunter verstand. Das 
selbstständige Sprechen der Individuen wurde hier zum Selbstzweck und blockierte 
die Konstruktion eines kollektiven emanzipatorischen Subjekts. „Das Theater glich 
einem Schauplatz der permanenten Selbstinszenierung des Publikums.“ (GH, S.432) 
Es zog so auch immer mehr Menschen an, die nur voyeuristisch eine Art 



„Revolutionstourismus“ betrieben, ohne sich irgendwie mit der Sache der Bewegung 
zu identifizieren. Allerdings war ja ohnehin längst nicht mehr klar, worin diese Sache 
denn bestehen sollte, vor allem nachdem die 3 Forderungen der 
Studierendenbewegung erfüllt worden waren. Anstatt gemeinsam neue Ziele zu 
finden, verlor sich die Studierendenbewegung zunehmend in einer steten 
Wiederholung dieses ersten Befreiungsaktes, gleichsam als handelte es sich dabei um 
eine Zauberformel, die, nur oft genug wiederholt, alle Probleme lösen könnte. „Die 
Individualisierung des revolutionären Impetus ohne Rückbindung an einen 
kollektiven Träger brachte einen kollektiven Individualismus hervor, der die 
subjektive Emanzipation mit der politischen, sozialen, kulturellen nicht verknüpfte.“ 
(GH, S. 445) Und in diesem kollektiven Individualismus ging die Bewegung 
schließlich unter.

Das Aktivierungsdispositiv, das wir für eine sozialistische Transformation benötigen, 
impliziert eben deutlich mehr als eine bloße Aktivierung, die oft in einer rein 
symbolischen politischen Praxis verharrt. Ohne theoretische Klärungsprozesse kann 
eine solche pure Betriebsamkeit nicht im Sinne der sozialistischen Transformation 
wirken; viel wahrscheinlicher ist ihre Instrumentalisierung für die Stabilisierung oder 
Neugründung von Herrschaftsverhältnissen. Nur eine Bewegung, die auf 
verschiedene Praktiken zurückgreift, d.h. zugleich theoretisch, kulturell, politisch, 
moralisch usw. ist, hat meines Erachtens nach die Chance den sehr schmalen dritten 
Weg der sozialistischen Transformation  trittsicher zu beschreiten, ohne wieder zu der
einen oder anderen Seite hinab zu fallen und schließlich wieder auf dem Boden der 
Herrschaft zu landen.
Doch zwischen den Elementen dieses Dispositivs herrschen enorme Spannungen und 
ständig droht eine einseitige Auflösung derselben. Die differentielle Einheit von 
Theorie und Praxis kann dabei helfen, mit diesen Spannungsverhältnissen 
umzugehen. Diese Einheit stellt sich dabei als eine Art Matrix für das 
Aktivierungsdispositiv dar: sie zu beachten, hilft uns falsche Totalisierungen, die 
letztlich stets Herrschaftsverhältnisse reproduzieren, zu vermeiden und schärft 
unseren Blick für die Erfordernisse des Balanceaktes, den wir auf uns nehmen 
wollen.

„Es kommt alles auf das Verhältnis zu den Massen an“ – Althussers 
Interventionen in die Parteipolitik

Politische Parteien der Linken haben meist mit anderen, jedoch formverwandten 
Problemen zu kämpfen. Oft gilt es eher einer Erstarrung der Partei, die letztlich zum 
Immobilismus der Massen führt, entgegenzuwirken. Das Problem stellt sich hier also 
als das Gegenstück zu den oben besprochenen Problemen des Spontaneismus dar. 
Linke Parteien agieren stets in einem Spannungsfeld zwischen den Erfordernissen des
politischen  Alltags, wie sie vom gegenwärtigen politischen System vorgegeben 
werden, und ihren auf Überwindung des Bestehenden gerichteten Zielen. Auf dem 
staatlichen Terrain mitspielen, ohne sich vereinnahmen zu lassen, ist ein mindestens 



genau so schwerer Balanceakt. Als Mitglied der kommunistischen Partei intervenierte
Althusser immer wieder in die Politik derselben im Bestreben sie zu einer 
Organisation zu machen, die wirklich im Sinne der Emanzipation wirkt. Tatsächlich 
aber kämpfte er gegen eine Organisation an, die in seinen Augen schon längst zu 
einer ins System integrierten, bürgerlichen Partei geworden war.

Nach der Wahlniederlage 1978 kritisierte Althusser in scharfen Worten den 
autoritären Führungsstil der Parteiführung, der die Basis von den 
Entscheidungsprozessen abschneide. Die KPF war damals zusammen mit der PS 
(Parti Socialiste, ehemals FGDS) in der sog. Linksunion angetreten. Schon 1972 
hatten beide Parteien ein gemeinsames Programm erarbeitet, das den Namen 
„Programme Commun“ trug. Aber die Einheit der Linken war fragil: Schließlich 
herrschte doch ein Machtkampf und die beiden Parteien hatten doch miteinander 
konkurriert, ohne die Rhetorik der Linkseinheit abzulegen. Resultat der Wahlen von 
1978 war, dass die PS erstmals mehr Wählerstimmen als die KPF erhielt, die sich 
plötzlich in ihrer Stellung als dominierende Partei der Linken gefährdet sah.

Althusser bemängelte die mangelhafte Auseinandersetzung mit den Ursachen für 
diesen Misserfolg der KPF bei den Wahlen. Die Parteiführung hülle sich in 
Schweigen, anstatt offen ihre eigenen Fehler und das Verhältnis zur PS zu 
reflektieren. In geheimen Gesprächen habe das Zentralkomitee ihre Auswertung 
vorgenommen ohne die Basis zu beteiligen (Vgl. KdM, S.82/83). Schon im Vorfeld 
seien kritische Stellungnahmen von Mitgliedern innerhalb der Partei und der 
parteieigenen Zeitung unterbunden worden. Die Führung veröffentlichte lediglich 
einen Bericht aus der Feder Georges Marchais’, der die Auswertung des ZK 
zusammenfasste.
Auch dieser Text von Althusser erschien nicht in „L’humanité“, sondern in der 
Tageszeitung „Le Monde“. Er „seziert“ hier gleichsam den Bericht von Marchais, in 
dem er vor allem das Bemühen der Führung um die Rechtfertigung des eigenen 
Vorgehens sieht.
Ausschließlich die Führungskader sollten diesen studieren und seine 
Schlussfolgerungen der Basis vermitteln. Dabei erweise sich die Partei als unfähig 
eigene Fehler einzugestehen, stattdessen habe sie die Schuld einfach auf die PS und 
das vermeintlich rückständige Bewusstsein der Bevölkerung abgeschoben. 
Dementsprechend wäre der eigene Kurs durchaus richtig gewesen, man habe sich 
lediglich zu wenig angestrengt. Folglich stelle sich die Partei als Hüterin des „wahren
Bewusstseins“ dar und daher kann es nur noch darum gehen, diese Wahrheit in die 
Köpfe der Menschen zu pressen. „Beachten Sie das außergewöhnliche Wort, das er 
verwendet. Er klagt jene an, die dachten, die Probleme der Linkseinheit könnten 
alleine durch die Beschwörungsformel: ’Einheit! Einheit! Einheit! ’ überwunden 
werden, ohne die unerläßliche Anstrengung, die Arbeiter mit dem 
transformatorischen Inhalt des Gemeinsamen Regierungsprogramms zu 
impregnieren.’
Die Arbeiter impregnieren! Niemals ist das magische Verfahren, dem die 
Parteiführung – wenn man so sagen darf – all ihre Bemühungen verschrieben hat, so 



treffend beim Namen genannt worden […] Denn impregnieren bedeutet, von außen 
das Bewußtsein einer Wahrheit zu vermitteln, deren man sich nicht bewußt ist.“ 
(Zitat, KdM, S.91) Auf fast naive Weise bekundet der Bericht die große Distanz der 
Partei zu den Menschen, indem er die Notwendigkeit anspricht, das Programm auch 
mit der breiten Bevölkerung zu diskutieren, allerdings erst nachdem die Partei sich 
bereits eine Meinung gebildet hat.
Die KPF stehe demnach in einem Verhältnis der Äußerlichkeit zu den Massen. „Das 
ist eine unglaubliche Offenbarung: Wir sollten unsere Vorstellungen ‚innerhalb der 
Massen’ diskutieren, ‚denn die Massen sind von dem, was wir sagen, betroffen…’! 
Man schaudert bei der Vorstellung, was passieren würde (dies ist eine weniger 
imaginäre Annahme, als man glaubt), wenn die Massen durch Zufallen einmal nicht 
‚von dem, was wir sagen, betroffen’ wären. Auf diese Weise erscheinen die Massen 
als eine äußere Realität, der man die Ideen der Partei (ihrer Führung) bekannt machen
muss, ‚weil sie von dem, was wir sagen, betroffen sind’. Über diese Ideen soll man 
‚innerhalb der Massen diskutieren’; aber was soll heißen: ‚diskutieren’? Ihnen jene 
Ideen in der Diskussion vorschlagen, jedoch nur, um sie damit ‚zu impregnieren’, also
kurz, um ihnen von außen  (ohne daß die massenhafte Diskussion daran etwas ändern
würde) die Ideen zu vermitteln, d.h. das ‚Bewußtsein’, das ihnen fehlt, um dem 
Gemeinsamen Regierungsprogramm eine ‚transformatorische Kraft’ zu verleihen. Ich
bedauere, aber diese ganze Ausdrucksweise verrät eine religiöse Konzeption der 
Wahrheit, die innerhalb der Parteiführung und bei zahlreichen Mitgliedern 
ungebrochen weiterbesteht; und sie verrät eine bestimmte Konzeption des 
Verhältnisses zwischen Partei und Massen, nach der die Partei (die Führung) der 
rechtmäßige Besitzer des Bewußtseins ist, mit dem man die Massen ‚impregnieren’ 
muss.“(Zitat, KdM, S.94)
Vielmehr jedoch bestehe das Problem darin, dass die Partei nicht mehr den 
Bedürfnissen der Massen entspreche; sie selbst sei daher von einem „verspäteten 
Bewusstsein“ geprägt, denn sie habe nicht bemerkt, wie seit einiger Zeit neuartige 
Kämpfe aufflammten, die sich ganz anderer Mittel als der der Parteipolitik bedienten.
Die KPF habe nicht darauf reagieren können, weil sie die marxistische Theorie 
aufgegeben habe und unter dem Einfluss bürgerlicher Ideologie stehe. Althusser fragt 
sich bereits, ob diese Partei überhaupt noch den Zielen der kommunistischen 
Bewegung verpflichtet ist (Vgl. KdM, S.98). Er konstatiert eine Angleichung an die 
„bürgerliche Funktionsweise der Politik“, d.h. die Partei sehe nur noch die 
institutionell geregelten, im Staat verankerten politischen Formen und werde so 
unfähig im Sinne der Überwindung der herrschenden Ordnung zu wirken. „Zwar ist 
die Partei natürlich kein Staat im eigentlichen Sinne, aber in ihrer Struktur und ihrer 
hierarchischen Funktionsweise spielt sich alles genau so ab, als wäre sie dem 
bürgerlich-parlamentarischen Staatsapparat und dem militärischen Apparat 
nachgebildet. Hier zunächst der parlamentarische Aspekt der Partei: An dem einen 
Ende befindet sich das Volk der Mitglieder, die ihn ihren Grundeinheiten und Kreisen
frei diskutieren dürfen. Das Volk ist ‚souverän’: Aber vor der Schwelle der von 
hauptamtlichen Leitungskadern geleiteten Bezirkssekretariate muß es abrupt 
stehenbleiben. Dort befindet sich der Einschnitt, jenseits dessen der Apparat die Basis
bestimmt. Ab hier werden die Dinge ernst (für die Parteiführung). Wenn der 



Volkswille der Basis sich in Wahlen ausdrückt, dann nur in ultra-reaktionären Formen
(Mehrheitswahlrecht mit drei Wahlgängen für die Parteitage) und unter der scharfen 
Aufsicht der ‚Wahlkommissionen’, die laut Statut für die Wahl der ‚Leitungen’ 
zuständig sind, aber statutenwidrig auch auf die Delegiertenwahlen für die Parteitage 
ausgedehnt worden sind.“(KdM, S,119ff.)
Die Partei fokussiere sich dabei ganz auf das Erzielen von Wahlerfolgen, vorgeblich 
um so auf demokratischem Wege den Sozialismus implementieren zu können.An 
anderer Stelle betont Althusser, wie wichtig es ist, sich im Kampf um die 
Emanzipation nicht alleine auf die staatlich sanktionierten politischen Praktiken zu 
stützen. Das bürgerliche Recht definiere die legitimen Formen politischer Betätigung 
derart, dass sie die herrschende Ordnung nicht gefährden können (wir können hier 
zum Beispiel an das Verbot des politischen Streiks denken). Doch auch der 
bürgerliche Staat sei schon immer „erweitert“, in dem Sinne, wie ich oben bei der 
Untersuchung der ISA zu zeigen versucht habe. Sich also auf die rechtlich 
sanktionierten Mittel der Politik allein zu stützen, würde dementsprechend bedeuten, 
der herrschenden Ideologie zu verfallen, anstatt sich von ihr zu befreien. Die Partei 
müsse sich daher als außerhalb des Staates stehend begreifen und neben den 
Kämpfen im politischen System auch die außerparlamentarischen Kämpfe 
unterstützen und forcieren. (Vgl. KdM, S.72ff.).

Verliert die kommunistische Partei diese Notwendigkeit aus dem Blick, dann droht 
aus ihr eine Partei wie alle anderen zu werden, d.h. die Interessen der eigenen 
Organisation bzw. der Führung verdrängen die emanzipatorische Zielsetzung. In 
dieser Angleichung an die bürgerliche Funktionslogik der Politik sieht Althusser den 
eigentlichen Grund dafür, dass die KPF bei ungefähr 20% der Stimmen stagniert 
(Vgl. KdM, S.131f.), denn als Partei wie jede andere fördert sie nicht länger die 
Initiative der Menschen. Bei der KPF scheint es sich jedoch bereits um eine mit der 
herrschenden Ordnung versöhnte Partei zu handeln, denn Althusser meint, sie sei von
einer sich selbst reproduzierenden Führungselite dominiert, die vor allem am Erhalt 
und der Ausdehnung der eigenen Macht interessiert ist. Dazu instrumentalisiere sie 
die Mitglieder und fördere damit die Entstehung von gehorsamen und unkritischen 
„Apparatschiks“: „Diese Maschine zur Beherrschung, Kontrolle und Manipulation 
der Mitglieder ist in ihren Ergebnissen nirgends so deutlich, wie in dem Mitglieder-
Typus, den sie als ihr spezifisches und unersetzliches Resultat buchstäblich 
produziert: dem Hauptamtlichen auf Lebenszeit, der durch ein ehernes Gesetz an die 
Partei gebunden ist, das als Gegenleistung zum Broterwerb bedingungslose 
Ergebenheit fordert.“ (KdM, S.124)
Althusser beschreibt die KPF als autoritäre „Herrschaftsmaschine“, die noch deutlich 
erkennbar die Spuren der stalinistischen Epoche aufweise (Vgl. KdM, S.117). Er 
vergleicht ihre innere Struktur mit dem Aufbau von militärischen Organisationen: Es 
herrsche eine strenge vertikale Abschottung, Beschlüsse würden einseitig von der 
Spitze nach unten gereicht. Dabei konstruiere die eigene Parteispitze sich selbst mit 
der gesamten Partei gleich und bringe Kritik an ihr durch die Forderung nach Einheit 
in der Partei zum Schweigen. Für Althusser ist diese Einheit jedoch kein 
Selbstzweck; vielmehr müsse sie offen und widersprüchlich sein, um 



emanzipatorisch wirken zu können. „Wenn die Partei erstarrt und verknöchert ist, 
wird zwar ihre Einheit vollendet erscheinen, aber da sie nur formal und leer ist, wird 
die Partei wirklich ‚zementiert’, d.h. durch eine erstarrte und verknöcherte Ideologie 
gelähmt sein. Wenn die Partei dagegen lebendig ist, wird ihre Einheit widersprüchlich
sein; sie wird durch eine lebendige Ideologie geeint werden, die zwar 
widersprüchlich sein muss, aber dafür auch offen und fruchtbar sein kann. Was aber 
gibt einer Partei Leben? Ihre lebendige Beziehung zu den Volksmassen, ihren 
Kämpfen, Entdeckungen und Problemen in den großen Tendenzen, die den 
Klassenkampf durchdringen; entweder in Richtung auf eine übersteigerte Ausbeutung
oder in Richtung auf eine Befreiung der Ausgebeuteten.“ (KdM, S.126)

Auf diese „lebendige Beziehung zu den Volksmassen“ kommt es letztlich an.
Die emanzipatorischen Organisationen müssen demnach in einem wechselseitigen 
Lernprozess mit den Massen stehen. Dies verlangt von ihnen undogmatisch und offen
vorzugehen, ohne in ihren Zielsetzungen willkürlich zu werden. Es gilt dabei stets 
den Menschen dabei zu helfen, ihre Befreiung in die eigene Hand zu nehmen.
Wenn wir also heute über die Möglichkeiten eines Hegemoniewechsels in unserer 
Gesellschaft nachdenken, sollten wir dieses Thema vielleicht weniger in Bezug auf 
mögliche Initiativen zwischen den Parteispitzen von SPD, Grünen und der Linken 
diskutieren als vielmehr in Hinblick darauf, wie ein solches Bündnis an der Basis 
entstehen kann. Solange die Menschen nicht lernen, sich ihrer Lebensbedingungen zu
bemächtigen, das heißt als politische Wesen zu existieren, ist auch die souveränste 
Vertretung der Interessen der Menschen, durch welche Organisation auch immer, 
stets Makulatur.
„Das Zusammenfallen des Änderns der Umstände und der menschlichen Tätigkeit 
kann nur als umwälzende Praxis gefaßt und rationell verstanden werden.“- Karl 
Marx, 3. These über Feuerbach

Ich habe in der vorliegenden Arbeit versucht, diesen Gedanken zu entwickeln und 
einige, in meinen Augen, entscheidende Fragen in diesem Zusammenhang zu 
behandeln.
Vielleicht konnte ich damit einen bescheidenen Beitrag für das Projekt der 
Emanzipation leisten.

Sambojang Ceesay
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